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Nr. 1) Kirchliche Versorgungsordnung 

Konsistorium II Greifswald, 30.04.1992 

B 21101 - 1/92 


Nachstehend wird die Verordnung über die Versorgung der Pfar­

rer, Pastorinnen, Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen in 

der Evangelischen Kirche der Union im Bereich Ost und in ih­

ren östlichen GliC!dkirchen (Kirchliche Versorgungsordnung • 

EKU) vom 03.12.1991 veröffentlicht. 

Auf unser Rundschreiben an die Herren Superintendenten und 

Kreiskirchlichen Rentämtef (Kirchenverwaltungsämter) vom 

30.01.1992 B 21101 - 1/92 wird hier hingewiesen. 


Harder 

Konsistorialpräsident 


Verordnung 
über die Versorgung 


der Pfarrer, Pastorinnen, Kirchenbeamten und 

Kirchenbeamtinrien in der Evangelischen Kirche 

der Union im Bereich Ost und in ihren östlichen 


Gliedkirchen 

(Kirchliche Versorgungsordnung - EKU) 


Vom 3. Dezember 1991 


Aufgrund von Artikel 15 Absatz 3 der Ordnung der Evangeli­
schen Kirche der Union in Verbindung mit § 4 Absatz 1 des Kir­
chengesetzes über die Organe und Dienststellen der Evangeli­
schen Kirche der Union vom 23. April/8. Mai 1972 wird folgen­
de Kirchliche Versorgungsordnung erlassen: 

Inhaltsübersicht 
Abschnitt I 
Allgemeine Vorschriften 

§ 1 Geltungsbereich 

§ 2 Arten der Versorgung 

§ 3 Regelung durch Gesetz 

Abschnitt II 
Ruhegehalt 

§ 4 Entstehung und Berechnung des Ruhegehalts 

§ 5 Ruhegehaltfahige Dienstbezüge 

§ 6 Ruhegehaltfahige Dienstzeit 

§ 7 Zurechnungs zeit 

§ 8 Höhe des Ruhegehaltes 

Abschnitt III 
Hinterbliebenenversorgung 

§ 9 Allgemeines 

§ 10 Besüge rur den Sterbemonat 

§ 11 Sterbegeld 

§ 12 Weiterbenutzung der Dienstwohnung 

§ 13 Wirwengeld 

§ 14 Höhe des Witwengeldes 

§ 15 Waisengeld 

§ 16 Höhe des Waisengeldes 

§ 17 Zusammentreffen von Witwen- und Waisengeld; 
Wirwenabfindung 

§ 13 Beginn der Zahlung 

§ 19 Erlöschen der Witwen- und Waisenbezüge 

§ 20 Witwerversorgung 

A bscbnitt IV 
Unterbaltsbeiträge 

§ 21 Unterhaltsbeiträge rur frühere Ehefrauen 

§ 22 Unterhaltsbeiträge in anderen Fällen 

§ 23 Unterhaltsbeiträge im Dienststrafverfahren und in Verfah­
ren bei Lehrbeanstandungen 

§ 24 	Sterbefall eines Empf:ingers von Anwärterbezügen oder 
laufenden Unterhalsbeiträgen 

Abschnitt V 
Unfallfürsorge 

§ 25 Unfallfürsorge 

Abschnitt VI 
Ruhensvorschriften 

1. Unterabschnitt 
Zusammentreffen von Versorgurigsbezügen mit Verwendungs­
einkommen 

§ 26 	Zusammentreffen von kirchlichen VersorgungsbezUgen 
mit Verwendungseinkommen aus kirchlichem oder sons­
tigem öffentlichen Dienst 

§ 27 	 Zusammentreffen von Verwendungseinkommen und 
Versorgungsbezügen aus kirchlichem Dienst mit Versor­
gungsbezügen aus sonstigem öffentlichen Dienst 

§ 28 	 Zusammentreffen von kirchlichen Versorgungsbezügen 
mit Verwendungseinkommen und Versorgungsbezügen 
aus sonstigem öffentlichen Dienst 

§ 29 	 Zusammentreffen von kirchlichen Versorgungs bezügen 
mit außerhalb des kirchlichen oder des sonstigen öffentli­
chen Dienstes erzieltem Einkommen 

§ 30 	 Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Abgeord­
netenbezügen 

2. Unterabschnitt 
Zusammentreffen mehrerer Versorgungsbezüge 

§ 31 	 Zusammentreffen mehrerer kirchlicher Versorgungsbezü­
ge 

§ 32 	 Zusammentreffen von kirchlichen Versorgungsbezügen 
mit Versorgungs bezügen aus sonstigemöffentfichen 
Dienst 

§ 33 	 Zusammentreffen mehrerer Versorgungsbezügeaus kirch­ t 
lichem oder sonstigem öffentlichen Dienst mit einem 
neuen Versorgungsbezug aus kirchlichem oder sonstigem 
öffentlichen Dienst 

§ 34 	 Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Versor­
gungsbezügen aus Mitgliedschaft in Parlamenten 

3. Unterabschnitt 
Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Renten 

§ 35 	 Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Renten 

§ 36 	 Anrechnung von Renten aus der gesetzlichen Unfallver­
sicherung. 

§ 37 	 Kürzung der Versorgungsbezüge nach der Ehescheidung 

Abschnitt VII 
Gemeinsame Vorschriften 

§ 38 	 Zahlung der Versorgungsbezüge 

§ 39 	Abtretung, Verpfandung, Aufrechnungs- u. Zuruckbehal­
tungsrecht 

§ 40 Rückforderung von Versorgungs bezügen 

§ 41 	 Anzeigepflicht 
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. § 42 Anpassung der Versorgungsbezüge 

Abschnitt VIII 
Versorgung unter Einbeziehung der gesetz­
lichen Rentenversicherung 
§ 43 Versorgungssicherung 

§ 44 Rentenanrechnung 

§ 45 Steuervorteilsausgleich 

§ 46 Ausfallgarantie 

§ 47 Mitwirkungspflichten 

§ 48 Überschreiten der rentenversicherungsrechtlichen Hinzu­
verdienstgrenze 

Abschnitt IX 
Wartestandsbezüge 

§ 49 Bestandteile 


§ 50 Höhe des Wartegeldes 

§ 51 Berücksichtigung anderer Einkünfte 

§ 52 Erlöschen des Anspruchs 

Abschnitt,X 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 53 Behandlung von Renten nach bisherigem Recht 


§ 54 Anwendung bisherigen und neuen Rechts für am 1. Januar 
1992 vorhandene Versorgungsempfänger 

§ 55 Ruhegehaltssatz rur am 31. De<;ember 1991 vorhandene 
Versorgungsberechtigte / 

§ 56 Vorläufiger Höchstruhegehaltssatz 

§ 57 Ergänzende Anwendung des ftir Beamte in Bund und Län­
dern geltenden Rechts 

§ 58 Inkrafttreten 

Abschnitt I 
Allgemeine Vorschriften 

§ 1 GELTUNGSBEREICH 

(1) Diese Ordnung regelt die Versorgung der Versorgungsbe­
rechtigten im Sinne von Satz 2. Versorgungsberechtigte sind die 
Pfarrer und Pastorinnen, die Kirchenbeamten und Kirchen­
beamtinnen der Evangelischen Kirche der Union und ihrer 
Gliedkirchen; ihrer Kirchengemeinden, Kirchengemeindever­
bände und Kirchenkreise im Bereich Ost. 

(2) Eine Versorgung nach dieser Ordnung kann auch einem Pfar­
rer, einer Pastorin, einem Kirchenbeam·ten oder einer Kirchen­
beamtin zugesichert werden, die im Dienst eines kirchlichen 
Werks, einer kirchlichen Anstalt oder Stiftung stehen, die nicht 
von einer der in Absatz 1 genannten Anstellungskörperschaften 
getragen wird, wenn dies durch Vereinbarung zugesichert wird. 
Dies setzt die Bereitschaft des Rechtsträgers voraus, für die 
Dauer des Dienstverhältnisses den vorgeschriebenen Versor­
gungsbeitrag zu entrichten. 

(3) Diese Ordnung regelt auch die Wartestandsbezüge der nach. 
den Absätzen 1 und 2 Versorgungsberechtigten. 

(4) Die Ansprüche aus dieser Ordnung richten sich gegen die . 
Gliedkirche, soweit die Versorgungsberechtigten im unmittelba­
ren Dienst der Evangelischen Kirche der Union stehen, gegen 
diese. 

§ 2 ARTEN DER VERSORGUNG 

Versorgungsbezüge sind 

1. Ruhegehalt, 

2, Hinterbliebenenversorgung, 

3. Unterhaltsbeiträge, 

4, Unfallflirsorge 
i/ 

§ 3 REGELUNG DURCH GESETZ 

(1) Die Versorgung der Versorgungsberechtigten und ihrer Hin­
terbliebenen wir~ durch Gesetz geregelt; 

(2) Zusicherungen, Vereinbarungen und Vergleiche; die dem 
Pfarrer oder dem Kirchenbeamten eine höhere als die ihm,ge­
setzlich zustehende Versorgung verschaffen sollen, sind un~ 
wirksam. Das gleiche gilt flir Versicherungsverträge, die zu die­
sem Zweck abgeschlossen werden, 

(3) Auf die gesetzlich zustehende Versorgung kann weder ganz 
noch teilweise verzichtet werden, 

Abschnitt 11 

Ruhegehalt 

§ 4 ENTSTEHUNG UND BERECHNUNG DES RUHE· 


GEHALTES 


(1) Ein Ruhegehalt wird nur gewährt, wenn der Versorgungsbe­
rechtigte 

L eine Dienstzeit von mindestens funf Jahren abgeleistet hat 
oder 

2, infolge Krankheit, Verwundung oder sonstiger Beschädigung, 
die er sich ohne grobes Verschulden bei Ausübung oder aus Ver­
anlassung des Dienstes zugezogen hat, dienststunfähig gewor­
den ist. 

. Die Dienstzeit wird vom Zeitpunkt der ersten Berufung in ein 
kirchengesetzlich geregeltes öffentlich-rechtliches Dienstver­
hältnis ab gerechnet und nur berücksichtigt, soweit sie ruhege­
haltfähig ist. Zeiten, die kraft kirchengesetzlicher Vorschrift als 
ruhegehaltfähig gelten oder nach § 6 Absatz 3 als 
ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt werden können, sind 
einzurechnen. 

(2) Der Anspruch auf Ruhegehalt entsteht mit dem Beginn des 
Ruhestandes. 

(3) Das Ruhegehalt wird auf der Grundlage der ruhegehaltfähi­
gen Dienstbezüge und der ruhegehaltfähigen Dienstzeit berech­
ML . . 

§ 5 RUHEGEHALTFÄHIGE DIENSTBEZüGE 

(1) Ruhegehaltfähige Dienstbezüge sind 

1. das Grundgehalt, das dem Versorgungs berechtigten zuletzt 
zugestanden hat 

2, der Ortstzschlag bis .zur Stufe 2, 

3, sonstige Dienstbezüge, die im Besoldungsrecht als ruhegehalt­
fähig bezeichnet sind. 

(2) Bei einer Teilbeschäftigung gelten als ruhegehaltHihige 
Dienstbezüge die vollen ruhegehaltfähigen Dienstbezüge, die 
ohne Vorliegen einer Teilbeschäftigung zu zahlen gewesen 

(3) Ist der Versorgungsberechtigte wegen Dienstunfähigkeit in 
den Ruhestand versetzt worden, so ist das Grundgehalt nach der 
Dienstaltersstufe zugrunde zu legen, die der Versorgungsberech­
tigte bis zum Eintritt in den Ruhestand wegen Erreichens der AI­
tersgrenze hätte erreichen können, 

(4) Das Ruhegehalt eines Versorgungsberechtigten, der früher 
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ein mit höheren Dienstbezügen verbundenes Amt bekleidet 
umd diese Bezüge mindestens zwei Jahre erhalten hat, wird, so­
fern der Versorgungsberechtigte in ein mit geringeren Dienstbe­
zügen verbundenes Amt nicht lediglich auf seinen im eigenen 
Interesse gestellten Antrag übergetreten ist, nach den höheren 
ruhegehaltsfähigen Dienstbezügen des früheren Amtes und der 
gesamten ruhegehaltsfahigen Dienstzeit berechnet. Das Ruhe­
gehalt darf jedoch die ruhegehaltsfahigen Dienstbezüge des letz­
ten Amtes nicht übersteigen. Satz 2 gilt nicht, wenn es sich bei 
dem mit' höheren Dienstbezügen verbundenen Amt um einen 
zeitlich befristeten Dienst gehandelt hat und der Versorgungs­
berechtigte das Amt mindestens zehnjahre oder, falls dieses kür­
zer ist, mindestens eine volle Amtszeit ausgeübt hat. 

§ 6 RUHEGEHALTSFÄHIGE DIENSTZEIT 

(1) Ruhegehaltsfahig ist die Dienstzeit, die der Versorgungs be­
rechtigte vom Tag seiner ersten Berufung in ein kirchengesetz­
lich geregeltes öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis an zu­
rückgelegt hat. Dies gilt nicht für die Zeit 

1. vor Vollendung des 27. Lebensjahres 

2. einer Beurlaubung ohne Dinstbezüge; die Zeit einer Beurlau­
bung ohne Dienstbezüge kann berücksichtigt werden, wenn spä­
testens bei Beendigung des Urlaubs schriftlich zugestanden ist, 
daß dieser kirchlichen Belangen oder dienstlichen Interessen 
dient, 

3. eines schuldhaften Fernbleibens vom Dienst unter Verlust der 
Dienstbezüge, 

4. eines Wartestandes aufgrund Disziplinarurteils, 

5. in einem Dienstverhältnis, das durch Entlassung, Ausschei­
den oder Entfernung aus dem Dienst beendet worden ist. 

(2) Ruhegehaltsfähige Dienstzeiten sind 

1. die Zeit in einem Dienst als Pfarrer, Pastorin,Kirchenbeamter 
oder Kirchenbeamtin in der Landeskirche, in der Evangelischen 
Kirche in Deutschland, im Bund der Evangelischen Kirchen, in 
einer Gliedkirche oder in deren Zusammenschlüssen, 

2. die Zeit eines Wartestandes in der Landeskirche, in der Evan­
gelischen Kirche in Deutschland, im Bund der Evangelischen 
Kirchen, in einer Gliedkirche oder in deren Zusammenschlüs­
sen; dies gilt nicht rur einen Wartestand aufgrund eines Diszipli­
narurteils, 

3. die Zeit einer Freistellung zur Wahrnehmung eins anderen 
kirchlichen Dienstes oder von Aufgaben, die im kirchlichen In­
teresse liegen. 

(3) Als ruhegehaltsfähige Dienstzeiten können nach Vollen­
dung des 27. Lebensjahres berücksichtigt werden. 

1. die in einer anderen als den in Absatz 2 genannten Kirchen 
oder kirchlichen Zwecken dienenden Körperschaften oder Ein­
richtungen verbrachte Zeiten, 

2. die im öffentlichen Dienst außerhalb des kirchlichen Berei­
ches verbrachten Zeiten, 

3. die Zeiten einer hauptberuflichen Betätigung, wenn und so­
weit diese Zeiten als förderliche Vortätigkeit für den kirchlichen 
Beruf angesehen werden können, 

4. bei Pfarrern und Pastorinnen die Zeiten einer nicht-theologi­
schen abegeschlossenen beruflichen Ausbildung, wenn diese 
Ausbildung für die besondere dienstliche Verwendung eines 
Pfarrers notwendig ist, 

5. Zeiten in einem Dienstverhältnis, das durch Entlassung, Aus­
scheiden oder Entfernung aus dem Dienst beendet worden ist. 

(4) Zeiten eines nicht-beruflichen Wehrdienstes und einer 
Kriegsgefangenschaft nach Vollendung des 27. Lebensjahres 
gelten als ruhegehaltsfahige Dienstzeit. 

(5) Zeiten einer Teilbeschäftigung sind nur zu dem Teil ruhege­
haltsfähig, der dem Verhäl tnis der Teilbeschäftigung zur vollen 
Beschäftigung entspricht. 

§ 7 ZURECHNUNGSZEIT 

Ist der Empflinger von Dienstbezügen vor Vollendung des 60. 
Lebensjahres wegen Dienstunfahigkeit in den Ruhestand getre­
ten, wird die Zeit von der Versetzung in den Ruhestand bis zum 
Ablauf des .Monats der Vollendung des 60 Lebensjahres, soweit 
diese nicht nach anderen Vorschriften als ruhegehaltsfähig be­
rücksichtigt wird,für die Berechnung des'Ruhegehaltes der ruhe­
gehaltsflihigen Dienstzeit zu zwei Dritteln hinzugerechnet (Zu­
rechnungszeit). 

§8HÖHE DES RUHEGEHALTES 

(1) Das Ruhegehalt beträgt 18,75 vom Hu~deit der ruhegaltsfä­
higen Dienstbezüge und erhöht sich mit jedem nach Vollen­
dung des 27. Lebensjahres zurückgelegten Dienstjahr um 1,875 
vom Hundert der ruhegehaltsfähigen Dienstbezüge, insgesamt 

. jedoch höchstens bis zum Erreichen vom 75 vom Hundert. Der 
Ruhegehaltssatz ist auf zwei Dezimalstellen auszurechnen, wo­
bei die zweite S teile um eins zu erhöhen ist, wenn in der dritten 
Stelle ein Rest verbleibt. Zur Ermittlung der gesamten ruhege­
haltsfahigen Dienstzeit sind etwa anfallende Tage unter Benut­
zung des Nenners 365 umzurechnen; Satz 2 gilt entsprechend. 

(2) Das Ruhehehalt vermindert sich um 3,6 vom Hundert für je­
des Jahr, um das die Ruhestandsversetzung vor der Vollendung 
des 65. Lebensjahres erfolgt, ohne daß Dienstunfähigkeit vor­
liegt; Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. Satz 1 giltnichtfur 
Versorgungsberechtigte, die mindestens das 60. Lebensjahr vol" 
lendet haben und als anerkannte Schwerbehinderte im Sinne 
von § 1 des staatlichen Schwerbehindertengesetzes1 auf ihren 
Antrag vor Vollendung des 65. Lebensjahres in den Ruhestand 
versetzt werden. 

(3) Das Ruhegehalt beträgt mindestens 35 vom Hundert der ru­
hegehaltsflihigen Dienstbezüge. 

Abschnitt In 
HinterbJiebenenversorgung 

§ 9 ALLGEMEINES 

Die Hinterbliebenenversorgung umfaßt 

1. Bezüge rur den Sterbemonat,. 

2. Sterbegeld, 

3. Weiterbenutzung der Dienstwohnung, 

4. Witwengeld, 

5. Waisengeld, 

6. Witwerversorgung. 

§ 10 BEZÜGE FÜR DEN STERBEMONAT 

(1) Den Erben eines verstorbenen Versorgungsberechtigten ver­
bleiben für den Sterbemonat die Bezüge des Verstorbenen, 

(2) Die an den Verstorbenen noch nicht gezahlten Teile detBe­
züge für den Sterbemonat können statt an die Erben auch an die 
in § 11 bezeichneten Hinterbliebenen gezahlt werden. 

§ 11 STERBEGELD 

(1) Beim Tode eines vor Beginn des Ruhestandes verstorbenen 
Versorgungsberechtigten erhalten der überlebende Ehegatte 
und die Kinder des Versorgungsberechtigten Sterbegeld. Das 
Sterbegeld ist in Höhe des Zweifachen der Dienstbezüge des 

1 Schwerbehindertengesetz i,d,P. der B!:kanntmachung vom 26. August 1936 (BGBL Js, 1421, 
her. S, 1550 
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Verstorbenen in einer Summe zu zahlen; im Falle einer Teilbe­
schäftigung sind die vollen Bezüge zu zahlen. Die Sätze 1 und 2 
gelten entsprechend beim Tode eines Versorgungsberechntigten 
im Ruhestand; an die Stelle der Dienstbezüge tritt das Ruhege­
halt. 

(2) Sind anspruchsberechtigte Hinterbliebene nicht vorhanden, 
so ist das Sterbegeld auf Antrag zu gewähren 

1. Verwandten der aufsteigenden Linie, Geschwistern, Geschwi-. 
sterkindern sowie Stiefkindern, wenn sie zur Zeit des Todes des 
Versorgungsberechtigten mit diesem in häuslicher Gemein­
schaft gelebt haben oder wenn der Verstorbene ganz oder über­
wiegend ihr Ernährer gewesen ist, 

2. sonstigen Personen, die die. Kosten der letzten Krankheit oder 
der Bestattung getragen haben, bis zur Höhe ihrer Aufwendun­
gen. 

(3) Stirbt eine Witwe, der zum Zeitpunkt des Todes Witwengeld 
zustand, so erhalten die in Absatz 1 genannten Kinder Sterbe­
geld, wenn sie berechtigt sind, Waisengeld zu beziehen und 
wenn sie zur Zeit des Todes zur häuslichen Gemeinschaft der 
Verstorbenen gehört haben. Absatz 1 Satz 2 erster Halbsatz gilt 
entsprechend mit der Maßgabe, daß an die Stelle der Dienstbe­
züge das Witwengeld tritt. 

(4) Sind mehrer gleichberechtigte Personen vorhanden, so ist fUr 
die Bestimmung des Zahlungsempfängers die Reihenfolge der 
Aufzählung in den Absätzen 1 und 2 maßgebend; bei Vorliegen 
eines wichtigen Grundes kann von dieser Reihenfolge abgewi­
chen oder das Sterbegeld aufgeteilt werden. 

§ 12 WEITERBENUTZUNG DER DIENSTWOHNUNG 

War der Verstorbene zuletzt im Genuß einer Dienstwohnung, 
so sind seine Witwe und die ehehlichen und als Kind angenom­
menen Kinder, die unmittelbar vor dem T öde mit ihm in einem 
Haushalt gelebt haben, berechtigt, die Wohnung während der 
auf den Sterbemonat folgenden drei Monate unentgeltlich wei­
terzubenutzen. Die für den dienstlichen Gebrauch bestimmten 
Räume sind alsbald freizumachen 

§ 13 WITWENGELD 

Die Witwe eines Versorgungsberechtigten erhält Witwengeld. 
Dies gilt nicht, wenn 

1. die Ehe mit dem Verstorbenen weniger als drei Monate ge­
dauert hat, es sei denn, daß nach den Umständen des Falles die 
Annahme nicht gerechtfertigt ist. daß es der alleinige oder über­
wiegende Zweck der Heirat war. der Witwe eine Versorgung zu 
verschaffen. oder 

2. die Ehe erst nach dem Eintritt oder der Versetzung des Versor­
gungsberechtigten in den Ruhestand geschlossen worden ist und 
der Versorgungsberechtigte in Ruhestand zum Zeitpunkt der 
Eheschließung das 65. Lebensjahr bereits vollendet hatte. 

§ 14 HÖHE DES WITWENGELDES 

(1) Das Witwendgeld beträgt 60 vom Hundert des Ruhegehaltes. 
das der Verstorbene erhalten hat oder hätte erhalten können, 
wenn er am Todestag in den Ruhestand getreten währe. 

(2) War die Witwe mehr als 20 Jahre jünger als der Verstorbene 
und ist aus der Ehe ein Kind nicht hervorgegangen, so wird das 
Witwengeld fUr jedes angefangene Jahr des Altersunterschiedes 
über 20 Jahre um 5 vom Hundert: gekürzt, jedoch höchstens um 
50 vom Hundert. Nach funfjähriger Dauer der Ehe werden fUr 
jedes angefangene Jahr ihrer weiteren Dauer dem gekürzten Be­
trag 5 vom Hundert des Witwengeldes hinzugesetzt, bis der voi­
le Betrag wieder ereeicht ist. 

(3) Von dem nach Absatz 2 gekürzten Witwengeld ist auch bei 
der Anwendung der Vorschriften über das Zusammentreffen 
von Witwen- und Waisengeld auszugehen. 

§ 15 WAISENGELD 

(1) Die Kinder eines verstorbenen Versorgungsempfängers er­
halten Waisengeld. 

(2) Kein Waisengeld erhalten die Kinder eines verstorbenen Ver­
sorgungsberechtigten, wenn das Kindschaftsverhältnis durch 
Annahme als Kind begründet wurde und der Versorgungsbe­
rechtigte zu diesem Zeitpunkt bereits im Ruhestand war und das 
65. Lebensjahr vollendet hatte. 

§ 16 HÖHE DES WAISENGELDES 

(1) DasWaisengeld beträgt fUr die Halbwaise 12 vom Hundert 
und rur die Vollwaise 20 vom Hundert des Ruhegehaltes, das der 
Verstorbene erhalten hat oder hätte erhalten können, wenn er 
am Todestag in den Ruhestand getreten wäre. 

(2) Wenn die Mutter des Kindes des Verstorbenen nicht zum Be­
zuge von Witwengeld berechtigt ist, wird das Waisengeld nach 
dem Satz fUr Vollwaisen gezahlt. 

(3) Ergeben sich für eine Waise Waisengeldansprüche aus öf­
fentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen mehrerer Personen, 
wird unbeschadet der in Absatz 2 getroffenen Regelung nur das 
höchste Waisengeld gezahlt. Das volle Waisengeld erhalten Vol­
waisen. deren Eltern als Theologenehepaar gemeinsam eine 
Pfarrstelle versehen haben oder jeweils in einem gesonderten 
Teildienstverhältnis war.en. 

§ 17 ZUSAMMENTREFFEN VON WITWEN- UND W AI­
SENGELD; WITWENABFINDUNG 

(1) Witwen- und Waisengeld dürfen weder einzeln noch zusam­
men den Betrag des ihrer Berechnung zugrunde zu legenden Ru­
hegehaltes übersteigen. Ergibt sich an Witwen- und Waisengeld 
zusammen ein höherer Betrag, so werden die einzelnen Bezüge 
im gleichen Verhältnis gekürzt. 

(2) Nach dem Ausscheiden eines Witwen~ oder Waisengeldbe­
rechtigten erhöht sich das Witwen-od.er Waisengeld der verblei­
benden Berechtigten vom Beginn des folgenden Monats an in­
soweit, als sie nach Absatz 1 noch nicht den vollen Betragnach§ 
14 oder § 16 erhalten. 

§ 18 BEGINN DER ZAHLUNG 

Die Zahlung des Witwen- und Waisengeldes beginnt mit dem 
Ablaufdes Sterbemonats. Kinder, die nach diesem Zeitpunkt ge­
boren werden, erhalten Waisengeld vom Ersten des Geburtsmb­
nats an. 

§ 19 ERLÖSCHEN DER WITWEN- UND W AlSENBEZÜ­
GE; WITWENABFINDUNG 

(1) Der Anspruch auf Witwen- und Waisenbezüge erlischt 

1. für jeden Berechtigten mit dem Ende des Monats. in dem er 
stirbt, 

2. für jede Witwe außerdem mit dem Ende des Monats, in dem 
sie sich verheiratet, 

3. fur jede Waise außerdem mit dem Ende des Monats, in dem 
sie das 18. Lebensjahr vollendet. 

(2) Das Waisengeld wird nach Vollendung des 18. Lebensjahr 
auf Antrag gewährt, solange die in § 2 Absatz 2 Sätze 1.5 und 6, 
Absatz 3 oder § 14 Absatz 1 Satz 4 des Bundeskindergeldgeset­
zes genannten Voraussetzungen gegeben sind. Im Falle einer 
körperlichen, geistigen oder seelischen Behinderung im Sinne 
des § 2 Absatz 2 Satz 1 Nr. 3 des Bundeskindergeldes wird das 
Waisengeld ungeachtet der Höhe eines eigenen Einkommens 
dem Grunde nach gewährt; soweit ein eigenes Einkommen der 
Waise das Zweifache des Mindesvollwaisengeldes übersteigt, 
wird es zur Hälfte auf das Waisengeld angerechnet. Das Waisen­
geld nach Satz 2 wird über das 27. Lebensjahr hinaus nur ge­

http:Witwen-od.er
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währt, wenn 

1. die Behinderung bei Vollendung des 27. Lebensjahres bestan­
den hat oder zu dem sich nach § 2 Absatz 3 Satz 2 Nr. 1 bis 3 des 
Bundeskindergeldgesetzes ergebenen Zeitpunkt eingetreten ist, 
wenn die Waise sich in 'verzögerter Schul- oder Berufs;lusbil­
dung. befunden hat und 

2. die Waise ledig oder verwitwet ist oder ihr Ehegatte oder ihr 
früherer Ehegatte ihr' keinen ausreichenden Unterhalt leisten 
kann oder dem Grunde nach nicht unterhaltspflichtig ist und 
sich nicht unterhält. 

(3) Eine Witwe, die Anspruch aufWitwengeld hat, erhält im Fal­
le ihrer Wiederverheiratung eine Witwenabfindung; die ftir 
Beamte und Richter in Bund und Ländern geltenden Vorschrif­
ten finden entsprechende Anwendung. 

§20~TWERVERSORGUNG 

Die in dieser Ordnung für Witwen getroffenen Regelungen geI­
ten entsprechend für Witwer. 

Abschnitt IV . 
Unterhalts beiträge 

§ 21 UNTERHALTSBEITRÄGE FÜR .FRÜHERE EHE­
FRAUEN UND NICHT WITWENGELDBERECHTIGTE 
WITWEN 

(1) Der geschiedenen Ehefrau eines verstorbenen Empfangers 
von Dienst-, Wartestands- oder Versorgungsbezügen, die im Fal­
le des Fortbestehens der Ehe Witwengeld erhalten hätte, ist auf 
Antrag ein Unterhaltsbeitrag insoweit zu gewähren, als sie im 
Zeitpunkt des Todes ihres geschiedenen Mannes gegen diesen 
einen Anspruch auf schuldrechtlichen Versorgungsausgleich 
nach § 1587 gAbsatz 1 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches 
hatte. Der Unterhaltsbeitrag wird jedoch nur gewährt, 

1. solange die geschiedene Ehefrau berufs- oder erwerbsunfahig 
im Sinne des staatlichen Rentenrechts ist oder mindestens ein 
waisengeldberechtigtes Kind erzieht oder 

2. wenn sie das 60. Lebensjahr vollendet hat. 

Der Erziehung eines waisengeldberechtigten Kindes steht die 
Sorge ftir ein waisengeldberechtigtes Kind mit körperlichen 
oder geistigen Gebrechen gleich. Der nach Satz 1 zu gewahrende 
Bettag ist in einem Hundertsatz bis zu Höhe des Witwengeldes' 
festzusetzen. Im Hinblick auf die geschiedene Ehe gewährte Ge­
schiedenen-Witwenrenten und gleichartige Hinterbliebenenlei­
stungen sind auf den Unterhaltsbeitrag anzurechnen, wenn die 
ihnen zugrunde liegenden Versorgungsleistungen oder Versor­
gungsanwartschaften des Verstorbenen in den Versorgungsausg­
leich einbezogen worden sind. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für eine frühere Ehefrau eines ver­
storbenen Versorgungsberechtigten, deren Ehe mit diesem auf­
gehoben oder ftir nichtig ~rklärt war. 

(3) In den Fällen des § 13 NI. 2 ist, sofern die besonderen Um­
stände des Falle·s keine volle oder teilweise Versorgung rechtfer­
tigen, ein Unterhaltsbeitrag in Höhe des Witwengeldes zu ge­
währen. 

(4) Der Unterhaltsbeitrag kann widerrufen werden, wenn die Be­
zugsempfängerin aus der Kirche ausgetreten ist oder durch ihr 
Verhalten das Ansehen der Kirche erheblich schädigt. Die Ent­
scheidung. über den Entzug des Unterhalts beitrages ist nach 
Maßgabe kirchenrechtlicher Bestimmungen anfechtbar. 

§ 22 UNTERHALTSBEITRÄGE IN ANDEREN FÄLLEN 

(1) Die zuständige Dienststelle kann dienstunfähigen Pfarrern 
auf Probe, Kirchenbearriten auf pz;obe sowie dienstunfahigen· 
Empfangern von Anwärterbezügen .laufende, jederzeit wider­

rufliche Unterhaltsbeiträge bewilligen. 

(2) Wird ein Dienstverhältnis unter Verlust des anspruches auf 
Versorgung beendet, so kann die zuständige Dienststelle einen 
laufenden, jederzeit widerruflichen Unterhalts beitrag auf die. 
Dauer von höchstens ftinfJahren bis zu Höhe von 75 vom Hun­

. dert, darüber hinaus bis zur Höhe von 50 vom Hundert des Ru­
hegehaltes bewilligen, das im Zeitpunkt der Beendigung des 
Dienstverhältnisses erdientgewesen wäre. 

(3) Die zuständige Dienststelle kann abweichend von § 15 Ab­
satz 2 sowie in sonstigen besonderen Härtefällen laufende, je-. 
derzeit widerrufliche Unterhaltsbeiträge gewähren. 

§ 23 UNTERHALTSBEITRÄGE IM DIENSTSTRAFVER-' 
FAHREN UND IN VERFAHREN BEI LEHRBEANST AN­
DUNGEN . 

Die besonderen Bestimmungen über die Bewilligung von Unter­
haltsbeiträgen in Amtspflichtverletzungsverfahren oder in Ver­
fahren bei Lehrbeanstandungen bleiben unberührt. 

§ 24 STERBEFALL EINES EMPFÄNGERS VON ANWÄR­
TERBEZÜGEN ODER LAUFENDEN UNTERHALTSBEI­
TRÄGEN 

Stirbt ein Empfanger von Anwärterbezügen oder laufenden U n­
terhaltsbeiträgen, so kann die zuständige Dienststelle den in § 11 
Absatz 1 und 2 genannten Personen in entsprechender Anwen­
dung' dieser Bestimmungen eine einmalige Unterhaltsbeihilfe, 
außerdem den Hinterbliebenen in entsprechender Anwendung 
der ftit die Bemessung des Witwen- und Waisengeldes bestehen­
den Bestimmungen laufende, jederzeit widerrufliche Unter­
haltsbeiträge bewilligen. 

Abschnitt V 

Unfallfürsorge 

§ 25 UNFALLFÜRSORGE 


(1) Wird ein Versorgungsberechtigter durch einen Dienstunfall 
verletzt, so wird ihm und im Todesfall seinen Hinterbliebenen 
Unfallfürsorge in entsprechender Anwendung des ftir die Ver­
sorgung.der Beamten und Richter in Bund und Ländern gelten­
den Rechts gewährt. . 

(2) Die Unfallmeldung ist innerhalb einer Ausschußfrist von 
zwei Jahren an die zuständige kirchliche Dienststelle zu richten. 
Diese untersucht den Unfall und trifft die notwendigen Ent­
scheidungen. 

Abschnitt VI 

Ruhensvorschriften 

1. UNTERABSCHNITT 
Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Verwen­
dungseinkommen 

§ 26 ZUSAMMENTREFFEN VON KIRCHLICHEN VER­
SORGUNGSBEZÜGEN MIT VERWENDUNGSEINKOM­
MEN AUS KIRCHLICHEN ODER SONSTIGEM ÖF­
FENTLICHEM DIENST 

(1) Bezieht 
1. ein aus einem kirchlichen öffentlich-rechtlichen Dienstver­
hältnis Versorgungsberechtigter . 
2. eine aus einem kirchlichen öffentlich-rechlichen Dienstver­
hältnis versorgungsberechtigte Witwe oder Waise 

aus einer Verwendung im kirchlichen oder sonstigen öffentli­
chen Dienst ein Einkommen, so erhält der Berechtigte daneben 
die Versorgungsbezüge nur bis zum Erreichen der in Absatz 2 
bezeichneten Höchstgrenze. Dem kirchlichen Dienst im Sinne 
des Satzes 1 steht die Tätigkeit im Dienst eines Arbeitgebers 

. gleich, wenn dieser von der zuständigen kirchlichen Dienststelle 
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Beiträge, Zuschüsse und andere Zuwendungen erhält. 

(2) Als Höchstgrenze gelten 

1. rur Empfanger von Ruhegehalt und Wihvengeld die ftir den­
selben bemessenen ruhegehaltsfahigen Dienstbezüge, aus denen 
das Ruhegehalt zu berechnen wäre, wenn das Endgrundgehalt 
erreicht worden wäre, zuzüglich des Unterschiedsbetrages zwi­
schen der Stufe 2 und der nach dem Besoldungsrecht in Betracht 
kommenden kinderbezogenen Stufe des Ortszuschlages, 

2. rur Waisen 40 vom Hundert der unter Nr. 1 bezeichneten 
Dienstbezüge, zusätzlich eines ihnen zusteh~nden Unter­
schiedsbetrages der Stufe 2 und der nach dem Besoldungsrecht 
in Betracht kommenden kinderbezogenen Stufe des Ortszu­
schlages. 

Witwen und Waisen ist mindestens ein Betrag von 20 vom Hun­
dert ihres Versorgungs bezuges zu belassen. 

§ 27 ZUSAMMENTREFFEN VON VERWENDUNGSEIN· 
KOMMEN UND VERSORGUNGSBEZÜGEN' AUS 
KIRCHLICHEM DIENST MIT VERSORGUNGSBEZÜ­
GEN AUS SONSTIGEM ÖFENTLICHEM DIENST 

Bezieht 

1. ein aus einem sonstigen öffentlich-rechtlichen Dienstverhält­
nis Versorgungsberechtigter, dem zugleich Anspruch auf Wit­
wen- oder Waisengeld aus kirchlichen öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnissen zusteht, 

2. eine aus kirchlichen und sonstigen öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnissen versorgungsberechtigte Witwe oder Waise 

aus einem kirchlichen öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis 
Dienstbezüge, so sind die kirchlichen Bezüge nur bis zum Errei­
chen der in § 26 Absatz 2 bezeichneten H!:\chstgrenze zu zahlen. 
§ 26 Absatz 1 Satz 2 ist anzuwenden. 

§ 28 ZUSAMMENTREFFEN VON KIRCHLICHEN VER­
SORGUNGSBEZÜGEN MIT VERWENDUNGSEINKOM­
MEN UND VERSORGUNGSBEZÜGEN AUS SONSTI­
GEM ÖFFENTLICHEN DIENST 

Bezieht 

1. ein aus kirchlichen öffentlich-rechlichen Dienstverhältnissen 
Versorgungsberechtigter, . 

2. eine aus kirchlichen Dienstverhältnissen versorgungsberech­
tigte Witwe oder Waise . 

aus einer Verwendung im sonstigen öffentlichen Dienst Ver­
wendungseinkoinmen' und Versorgungs bezüge, so sind die 
kirchlichen Versorgungsbezüge nebem dem staatlichen Verwen­
dungseinkommen und den nach staatlichem Recht gekürzten 
Versorgungsbe:z;ügen nur bis zum Erreichen der in § 26 Absatz 2 
bezeichneten Höchstgrenze zu zahlen. § 26 Absatz 1 Satz 2 ist 
anzuwenden. 

§ 29 ZUSAMMENTREFFEN VON KIRCHLICHEN VER· 
SORGUNGSBEZÜGEN MIT AUSSERHALB DES KIRCH­
LICHEN ODER DES SONSTIGEN ÖFFENTLICHEN 
DIENSTES ERZIELTEM EINKOMMEN 

Erwerbseinkommen aus einer Beschäftigung oder Tätigkeit au­
ßerhalb des öffentlichen oder kirchlichen Dienstes wird entspre­
chend den für die Beamten und Richter in Bund und Ländern 
geltenden Vorschriften auf das Ruhegehalt angerechnet. Die 
Anrechnung endet mit Ablauf des Monats, in dem das 65. Le­
bensjahr vollendet wird. 

§ 30 ZUSAMMENTREFFEN VON VERSORGUNGS BE· 
ZÜGEN MIT ABGEORDNETENBEZÜGEN 

Bezieht ein Versorgungsberechtigter eine Entschädigung aus 

der Mitgliedschaft im Europäischen Parlament, im Deutschen 
Bundestag oder in einem Landtag, so wird die Entschädigung 
nach Maßgabe von Satz 2 auf die Versorgungsbezüge angerech­
net. Anrechnungsfrei bleibt ein Drittel des jeweiligen Bruttobe­
trages der Versorgungsbezüge, mindestens ein Betrag in der je­
weiligen Höhe der ruhegehaltfahigen Dienstbezüge aus der 
Endstufe der Besoldungsgruppe A 1 Bundesbesoldungsgesetz 
mit dem Ortszuschlag·der Stufe 1. 

2. UNTERABSCHNITT 

Zuammentreffen mehrerer Versorgungs bezüge 


§ 31 ZUSAMMENTREFFEN MEHRERER KIRCHLICHER 
VERSORGUNGSBEZÜGE 

(1) Erhält aus einer Verwendung im kirchlichen Dienst an neuen 
Versorgungsbezügen 

1. eine Witwe oder Waise aus eine Verwendung eines Versor­
gungsberechtigten Witwengeld, Waisengeld oder eine ähnliche 
Versorgung, 

2. eine Witwe Ruhegehalt oder eine ähnliche Versorgung, 

so sind neben den neuen Versorgungsbezügen die früheren Ver­
sorgungsbezüge nur bis zum Erreichen der in Absatz 2 bezeich­
neten Höchstgrenze zu zahlen. § 26 Absatz 1 Satz 2 ist anzuwen­
den. 

(2) Als Höchstgrenze gelten 

1. für Witwen und Waisen (Absatz 1 Nr. 1) 

das Witwen- oder WaiseClgeld, das sich aus dem Ruhegehalt er­
gibt, wie es sich unter Zugrundelegung der gesamten ruhege­
haltsfahigen Dienstzeit und der ruhegehaltsfahigen Dienstbezü~ 
ge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe auf der Grundlage 
des früheren Ruhegehalts berechnet, zuzüglich des Unter­
schiedsbetrages zwischen der Stufe 2 und der nach dem Besol­
dungsrecht in Betracht kommenden Stufe des Ortszuschlages, 

2. für Witwen (Absatz 1 Nr. 2) 

der Höchstruhegehaltssatz der.ruhegehaltsfahigen Dienstbezü­
ge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, aus der sich das dem 
Witwengeld zugrundeliegende Ruhegehalt bemißt, zuzüglich 
des Unterschiedsbetrages zwischen der Stufe 2 und der nach 
dem Besoldungsrecht in Betracht kommenden kinderbezoge­
nen Stufe des Ortszuschlages. 

(3nm Falle des Absatzes 1 Nr. 2 ist neben dem neuen Versor­
gungsbezug mindestens ein Betrag von 20.vom Hundert zu be­
lassen. 

(4) Erwirbt ein Versorgungsberechtigter einen Anspruch auf 
Witwen- bzw. Witwergeld oder einer ähnlichen Versorgung, so 
wird das Ruhegehalt zuzüglich des Unterschiedsbetrages zwi­
schen der Stufe 2 und der nach dem Besoldungsrecht in Betracht 
kommenden kinderbe~ogenen Stufe des Ortszuschlages nur bis 
zu der in Absatz 2 Nr. 2 bezeichneten Höchstgrenze gewährt. 

. Die Gesamtbezüge dürfen nicht hinter dem Ruhegehalt zuzüg­
lich des kinderbezogenen Bestandteils des Ortszuschlages sowie 
eines Betrages in Höhe von 20 vom Hundert des neuen Versor­
gungsbezuges zurückbleiben. 

§ 32 ZUSAMMENTREFFEN VON KIRCHLICHEN VER· 
SORGUNGSBEZÜGEN MIT VERSORGUNGSBEZÜGEN 
AUS SONSTIGEM ÖFFENTLICHEN DIENST 

(1) Erhält aus einer Verwendung im kirchlichen oder sonsti­
gen öffentlichen Dienst an weiteren Versorgungsbezügen 

1. ein Versorgungsberechtigter Ruhegehalt oder eine ähnli­
che Versorgung, " 

2. eine Witwe oder Waise aus einer Verwendung eines Versor­
gungsberechtigten Witwengeld, Waisengeld oder eine ährili­
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the Versorgung, 

3. eine Witwe Ruhegehalt oder eine ähnliche Versorgung, 

so sind neben den Versorgungsbezügen aus sonstigem öffentli­
chen Dienst die kirchlichen Versorgungsbezüge nur bis zum Er­
reichen der in Absatz 2 bezeichneten Höchstgrenze zu zahlen. § 
26 Absatz 1 Satz 2 ist anzuwenden. 

(2) Als Höchstgrenze gelten fur Empfanger von Versorgungsbe­
zügen (Absatz 1 N r. 1) das Ruhegehalt, das sich unter Zugrunde­
legung der gesamten tuhegehaltsfahigen Dienstzeit und der ru­
hegehaltsHihigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besol­
dungsgruppe, aus der sich das frühere Ruhegehalt berechnet, er­
gibt, zuzüglich des Unterschiedsbetrages zwischen der Stufe 2 
und der nach dem Besoldungsrecht in Betracht kommenden 
Stufe des Ortszuschlages. Für Witwen und Waisen im Sinne von 
Absatz 1 Nr. 1 und rur Witwen ii:n Sinne von Absatz 1 Nr. 2 gilt 
die in § 31 Absatz 2 Nr. 1 und 2 bezeichneten Höchstgrenze ent­
sprechend. 

(3) Im Falle des Absatzes 1 Nr. 2 ist vom kirchlicnen Versor­
gungsbezug mindestens ein Betrag in Höhe von 20 vom Hun­
dert zu belassen. 

(4) § 31 Absatz 4 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 33 ZUSAMMENTREFFEN MEHRERER VERSOR­
GUNGSBEZOGE AUS KIRCHLICHEM ODER SONSTI­
GEM ÖFFENTLICHEN DIENST MIT EINEM NEUEN 
VERSORGUNGSBEZUG AUS KIRCHLICHEM ODER 
SONSTIGEM ÖFFENTLICHEN DIENST 

Erhält aus mehreren früheren Verwendungen im kirchlichen 
oder sonstigen öffentlichen Dienst 

1. ein Versorgungsberechtigter Ruhegehalt oder eine ähnliche 
Versorgung, 

2. eine Witwe oder Waise des Versorgungsberechtigten Witwen­
geld, Waisengeld oder eine ähnliche Versorgung 

3. eine Witwe Ruhegehalt oder eine ähnliche Versorgung, so 
sind § 31 und 32 entsprechend anzuwenden. 

§ 34 ZUSAMMENTREFFEN VON VERSORGUNGSBE­
ZOGEN MIT VERSORGUNGSBEZOGEN AUS MITG­
LIEDSCHAFT IN PARLAMENTEN 

Versorgungsbezüge nach diesem Kirchengesetz ruhen neben 
Versorgungsbezügen aus einer Mitgliedschaft im Europäisch:en 
Parlament, im Deutsch~n Bundestag oder in einem Landtag zu 
zwei Dritteln des jeweiligen Bruttobetrages der Versorgungsbe­
züge. Anrechnungsfrei bleibt mindestens ein Betrag in der jewei­
ligen Höhe der ruhegehaltsfahigen Dienstbezüge aus der End­
stufe der Besoldungsgruppe A 1 Bundesbesoldungsgesetz mit 
dem Ortszuschlag der Stufe 1. 

3. UNTERABSCHNITT 
Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Renten 

§ 35 ZUSAMMENTREFFEN VON VERSORGUNGSBE­
ZOGEN MIT RENTEN 

(1) Erhalten Versorgungsberechtigte aus einer gesetzlichen Ren­
tenversicherung oder aus einer zusätzlichen Alters- und Hinter­
bliebenenversorgung rur Angehörige des kirchlichen oder son­
stigen öffentlichen Dienstes Rentenleistungen, so sind neben 
den Renten die Versorgungsbezüge nur bis zu der in Absatz 2 be­
zeichneten Höchstgrenze zu zahlen. § 26 Absatz 1 Satz 2 gilt 
entsprechend. 

(2) Als Höchstgrenze gelten 

1. rur Empfanger von Ruhegehalt 

der Betrag, der sich als Ruhegehalt ergeben würde, wenn der Be­
rechnung zugrunde gelegt werden 

a) bei den ruhegehaltsfahigen Dienstbezügen das Endgrundge­
halt der Besoldungsgruppe, aus der sich das Ruhegehalt berech­
net, 

b) als ruhegehaltsfahige Dienstz~it, die nach §§ 6 und 7 be­
rechnete Zeit und die bei der Rente berücksichtigten zusätzli­
chen, nach der Vollendung des 27. Lebensjahres liegenden Zei-. 
ten in einer rentenversicherungspflichtigen Beschäftigung oder 
Tätigkeit, 

2. für Witwen und Waisen 

der Betrag, der sich als Witwen- oder Waisengeld zuzüglich des 

Unterschiedsbetrages zwischen der Stufe 2 und der nach dem 

Besoldungsrecht in Betracht kommenden kinderbezogenen Stu­

fe des Ortszuschlages aus dem Ruhegehalt nach Nr. 1 ergeben 

würde. . 


(3) Als Renten im Sinne des Absatzes 1 gelten nicht 


1. bei Empfangern von Ruhegehalt (Absatz 2 Nr. 1) 

die Hinterbliebenenrenten aus einer Beschäftigung oder Tätig­

keit der Ehegatten; 


2. bei Witwen und Waisen (Absatz 2 Nr. 2) 

Renten aufgrund einer eigenen Beschäftigung oder Tätigkeit. 


(4) Bei Anwendung der Absätze 1 und 2 bleibt außer Ansatz der 

Teil der Rente (Absatz 1), der 


1. dem Verhältnis der Versicherungsjahre aufgrund freiwilliger 

Weiterversicherung oder Selbstversicherung zu den gesamten 

Rentenversicherungsjahren oder, 

wenn sich die Rente nach Werteinheiten berechnet, dem Ver­

hältnis der Werteinheiten flir freiwillige Beiträge zu, der Summe 

der Werteinheiten für freiwillige Beiträge, Pflichtbeiträge, Er­

satzzeiten und Ausfallzeiten oder, 

wenn sich die Rente nach Entgeltpunkten berechnet, dem Ver­

hältnis der Entgeltpunkte ftir freiwillige Beiträge, zu der Summe 

der Entgeltpunkte für freiwillige Beiträge, Pflichtbeiträge, Er­

satzzeiten, Zurechnungszeiten und Anrechnungszeiten ent­

spricht, 


2. auf einer Höherversicherung beruht. 


Dies gilt nicht, soweit der Arbeitgeber mindestens die Hälfte der 
Beiträge oder Zuschüsse in dieser Höhe geleistet hat. 

(5) Den in Absatz 1 bezeichneten Renten stehen gleich 

1. entsprechende wiederkehrende Geldleistungen im Sinne des § 
55 Absatz 8 des Beamtenversorgungsgesetzes, Z 

2. entsprechende wiederkehrende Geldleistungen von Versiche­
rungsträgern mit Sitz im Beitrittsgebiet sowie Leistungen auf­
grund der Zugehörigkeit -zu Zusatz- und Sonderversorgungssy­
stemen. 3 

§ 36 ANRECHNUNG VON RENTEN AUS DER GESIITZ­
LICHEN UNFALLVERSICHERUNG 

Renten aus einer gesetzlichen Unfallversicherung werden ange­
rechnet, wenn der Vesorgungsbezug nach UnfaUftirsorgebestim­
mungen (§ 25) überschritten würde. Nicht anrechenbar ist je­
doch derjenige Teil der Unfallrente, der der Grundrente eines 
Versorgungsberech tigten nach dem B undesversorgungsgesetz in 
der jeweils geltenden Fassung bei vergleichbarer Minderung der 
Erwerbsfahigkeit entspricht. Ruht eine Rente aufgrund der Re­
gelungen des Gesetzes zur Neuordnung der Hinterbliebenen­
rente sowie zur Anerkennung von Kindererziehungszeiten in 
der gesetzlichen Rentenversicherung (Hinterbliebenenrenten­
und Erziehungszeitengesetz HEZG) vom 10. Juli 1985 (BGB!.1 

2 Verordnung über, bea.rntenYC'l'$Ofgunlsrechtlkhl:: Oberlangsngelungen nach Herstellung det 

Einheit Deutschland. (Beamtenyersorgungs-Oberganpordnung~Beamt. VEV) vom 11, Män; 

1991 (Bund..gc"..bl... 1991. Sei,. 630) 


3 Verordnung über beamtenvefiorgungsr:ethtHche übergangsregelungen n.ch Hentellung der 
Einheit Deutschland. (Beamtenvcf$orgungs-Obergangsordnung-Bea:mt VEV) vom 11. Mirz 
1991 (Bund.,g.....bl... 1991, S.it. 630) 
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Seite 1450), so wird die Rente in vollem Umfang, also ohne die 
aus der Ruhensregelung sich ergebenen Minderung angerech­
net. 

§ 37 KÜRZUNG DER VERSORGUNGSBEZÜGE NACH 
DER EHESCHEIDUNG 

Die Vorschriften des fur die Versorgung der Beamten und Rich­
ter in Bund und Ländern geltenden Rechts über die Kürzung der 
Versorgungsbezüge nach der Ehescheidung und über die An­
wendung der Kürzung der Versorgungsbezüge gelten entspre­
chend. 

Abschnitt VII 
Gemeinsame Vorschriften 

§ 38 ZAHLUNG DER VERSORGUNGSBEZÜGE 

(1) Die zuständige Dienststelle setzt die Versorgungs bezüge fest 
und zahlt diese an die Versorgungsberechtigten aus. 

(2) Die Versorgungsbezüge sind für die gleichen Zeiträume und 
den gleichen Zeitpunkt zu zahlen wie die kirchlichen Dienstbe­
züge. 

(3) Werden Versorgungsbezüge nach dem Tag der Fälligkeit ge­
zahlt, so besteht kein Anspruch auf Verzugszinsen. 

§ 39 ABTRETUNG, VERPFÄNDUNG, AUFRECH­

NUNGS- UND ZURÜCKBEHALTUNGSRECHT 

(1) Ansprüche aufVersorgungsbezüge können, wenn gesetzlich 
nichts anderes bestimmt ist, nur soweit abgetretenoderverpfan­
det werden, als sie der Pfandung unterliegen. 

(2) Gegenüber Ansprüchen auf Versorgungsbezüge kann der 
Dienstherr ein Aufrechnungs- oder Zurückbehaltungsrecht nur 
in Höhe des pfandbaren Teils der Versorgungsbezüge geltend 
machen, Dies gilt nicht, soweit gegen den Versorgungsberechtig­
ten ein Anspruch auf Schadensersatz wegen vorsätzlicher uner­
laubter Handlung besteht. 

(3) Ansprüche aufSterbegeld können weder gepfandet noch ab­
getreten werden. Forderungen des Dienstherm gegen den Ver­
storbenen aus Vorschuß- oder Darlehsgewährungen sowie aus 
Überzahlungen aus Dienst- oder Versorgungs bezügen können 
auf das. Sterbegeld angerechnet werden. 

§ 40 RÜCKFORDERUNG VON VERSORGUNGSBEZÜ­
GEN 

Die Rückforderung zuviel gezahlter Versorgungs bezüge richtet 
sich nachden Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches über 
die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung, soweit 
gesetzlich nicht anderes bestimmt ist. Der Kenntnis des Mangels 
des rechtlichen Grundes der Zahlung steht es gleich, wenn der 
Mangel so offensichtlich war, daß der Empfanger ihn hätte er­
kennen müssen. Von der Rückforderung kann aus Billigkeits­
gründen ganz oder teilweise abgesehen werden. 

§ 41 ANZEIGEPFUCHT 

(1) Der Versorgungsberechtigte ist verpflichtet, der zuständigen 
Dienststelle die Verlegung des Wohnsitzes sowie den Bezug und 
jede Änderung von Einkünften unverzüglich anzuzeigen, die . 
Witwe außerdem auch ihre Verheiratung. 

(2) Kommt ein Versorgungsberechtigter der ihm nach Absatz 1 
auferlegten Verpflichtung zur Anzeige des Bezuges und der Än­
derung vonEinkünften sowie der Verheiratung schuldhaft nicht 
nach, so kann ihm die Versorgung ganz oder teilweise auf Zeit 

oder auf Dauer entzogen werden. Beim Vorliegen besonderer 
Verhältnisse kann die Versorgung ganz oder teilweise wieder­
zuerkannt werden. 

§ 42 ANPASSUANG DER VERSORGUNGSBEZÜGE 

Werden die Dienstbezüge durch Änderung der Grundgehalts­
sätze und der Ortszuschläge erhöht oder vermindert oder erfolgt 
eine Erhöhung oder Verminderung der Dienstbezüge um feste 
Beträge, werden die Versorgungssätze von demselben Zeitpunkt 
an entsprechend angepaßt 

Abschnitt VIII 
Versorgung unter Finbeziehung der gesetzli­
chen Rentenversicherung . 

§ 43 VERSORGUNGSSICHERUNG 

(1) Zur finanziellen Absicherung der öffentlich-rechtlichen 
Grundsätzen entsprechenden kirchengesetzlichen Anwart­
schaften auf lebenslängliche Versorgung und Hinterbliebe­
nenversorgung sind Pfarrer und Kirchenbeamte bei der ge­
setzlichen Rentenversicherung n'ach Maßgabe der Vorschrif­
ten der gesetzlichen Rentenversicherung zu versichern. 

(2) Die Kirche gewährt zum Grundgehalt einen Zuschlag in 
Höhe des Versichertenanteils am Pflichtbeitrag zur 
gesetzlichen Rentenversicherung (Rentenversicherungszu­
schlag). Die durch die Zahlung des Rentenversicherungszu­
schlags bedingte steuerliche Mehrbelastung bei den Dienst­
bezügen wird durch die· Landeskirche nach Maßgabe einer 
Verordnung abgegolten. . 
§44RENTENANRECHNUNG 

(1) Auf die nach den Vorschriften dieser Ordnung errechneten 
Versorgungsbezüge werden die auf§ 43 beruhenden Leistungen 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung unbeschadet der in § 
35 und § 36 getroffenen Sonderregelungen in voller Höhe ange­
rechnet. 

(2) Zu den Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
zählt nicht der Kinderzuschuß. . 

(3) Renten, Renteilerhöhungen und Rentenminderungen, die 
auf § 1587 b des Bürgerlichen Gesetzbuches beruhen, bleiben 
un berücksi ch tigt. 

(4) Ruht eine Rente aufgrund der Regelungen des Sechsten Bu­
ches des Sozialgesetzbuches (SGBVI), so wird die Rente in vol­
lem Umfang, also ohne die aus der Ruhensregelung sich erge­
bende Minderung, angerechnet. 

§ 45 STEUERVORTE.ILSAUSGLEICH 

Der sich bei den Versorgungsbezügen ergebende Vorteil, der auf 
die geringere Besteuerung der Rente aus der gesetzlichen Ren­
tenversicherung zurückzuführen ist, wird pauschal abgeschöpft. 
Diese Regelung gilt nicht fur das Sterbegeld und die Versorgung­
sausgleichsberechnungen für Familiengerichte. Das Nährere 
wird durch Verordnung geregelt. 

§ 46 AUSFALLGARANTIE 

(1) Bis zur Anweisung der Leistungen aus der gesetzlichen Ren­
tenvesicherung wird den Versorgungsberechtigten gegen Abtre­
tung des Nachzahlungsanspruches Vorschuß in Höhe der zu er­
wartenden Rentenbezüge gewährt. 

(2) Verweigert oder entzieht die gesetzliche Rentenversicherung 
die Leistungen oder tritt sonst ein Ausfall der Leistungen aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung ein, so findet § 44 fur die Zeit 
des Leistungsausfalles keine Anwendung, wenn der Versor­
gungsberechtigte seine. Ansprüche insoweit an die Kirche abtritt. 

(3) Hat der Versorgungsberechtigte sich Beiträge zur Rentenver­
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sicherung nach dem Recht der gesetzlichen Rentenversicherung 
erstatten lassen, für die die Kirche die gesamten Beitragsleistun­
gen erbracht hat, so erhalten der Versorgungsberechtigte oder 
seine Hinterbliebenen ein um den Teil der durch die Beitragser­
stattung verminderten Versichertenrente gekürztes Ruhegehalt. 

§ 47 MITWIRKUNGSPFLICHTEN 

Der Versorgungsberechtigte ist verpflichtet, alle Veraussetzun­
gen für die Zahlung der Versorgungs bezüge herbeizuführen, ins­
besondere die nach den Vorschriften der gesetzlichen Renten­
versicherung erforderlichen Anträge zu stellen, Willenserklä­
rungen abzugeben und Nachweise vorzulegen. Das Altersruhe­
geld soll so rechtzeitig beantragt werden, daß die Rentenzahlung 
mit Vollendung des 65. Lebensjahres des Versorgungsberechtig­
ten erfolgen kann; dies gilt sinngemäß bei einem vorgezogenen 
Altersruhegeld für den Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand 
und bei einer Rente wegen Berufs- oder Erwerbsunfahigkeit für 
den Zeitpunkt des Eintritts der Berufs7 oder Erwerbsunfahigkeit 
Kommt der Verpflichtete seiner Verpflichtung schuldhaft nicht 
nach, so hat die Landeskirche die sich fUr den Fall der 
rechtzeitigen Erfüllung der Verpflichtung ergebende fiktive 
Rente bei der Festsetzung der Versorgungsbezüge anzurechnen. 
Die Sätze 1 und 3 gelten entsprechend für Hinterbliebene von 
Versorgungsberechtigten bezüglich der Witwen- und Waisen­
rente. 

§ 48 ÜBERSCHREITEN DER RENTE NVERSICHE­
RUNGSRECHTLICHEN HINZUVERDIENSTGRENZE 

Enfällt bei Versorgungsberechtigten im Ruhestand, die das 65. 
Lebensjahr noch nicht vollendet haben, das vorgezogene Alters­
ruhegeld deshalb, weil die rentenversicherungsrechtliche Hin­
zuverdienstgrenze 4 überschritten wird, ruhen die Versorgungs­
bezüge bis zu der Höhe der Rente, die sich aufgrund von § 43 er­
gibt; 

Abschnitt IX 
Wartestandsbezüge 

§ 49 BESTANDTEILE 

Wartestandsbezüge sind 

1. Wartegeld, 

2. der Unterschiedsbetrag zwischen der Stufe 2 und der nach. 
dem Besoldungsrecht in· Betracht kommenden kinderbezoge­
nen Stufe des Ortszuschlages. 

§ 50 Höhe des Wartegeldes 

(1) Das Wartegeld beträgt 75 vom Hundert der ruhegehaltfahi­
gen Dienstbezüge; fur jedes volle und a.lgefangene Dienstjahr, 
das dem Empfänger von Wartestandsbezügen an einer ruhege­
halsfähigen Dienstzeit von Wartestandsbezügen an einer ruhe­
gehaltsfahigen Dienstzeit von 15 Dienstjahren fehlt, wird der 
Vomhundertsatz um 2 vom Hundert gekürzt. Für die Berech­
nung der ruhegehaltsfähigen Dienstbezüge sind die Verhältnisse 
im Zeitpunkt der Versetzung in den Wartestand maßgebend. 
Das Wartegeld beträgt mindestens 50 vom Hundert der ruhege­
haltsfahigen Dienstbezüge. 

(2) Solange der Empfänger von Wartestandsbezügen in ein 
Dienstwohnung wohnt, wird bei der Berechnung der ruhege­
haltsfahigen Dienstbezüge kein Ortszuschlag angesetzt. Dafür 
wid eine Entschädigung in Höhe der Miete gewährt, die für die 

4 §§ 34 Ab..tz 2 und 3 SGB VI. 18 Absatz 4 SGB IV 

Benutzung der Dienstwohnung zu zahlen ist, bis zur Höhe des 
Betrages, um den sich das Wartegeld erhöht, wenn bei der Bc;­
rechnung der ruhegehaltsfähigen Dienstbezüge Ortszuschlag 
angesetzt wird. Die zuständige Dienststelle kann Ausnahmen 
zulassen. 

(3) Die Bestimmungen der §§ 26 bis 35 finden entsprechende 
Anwendung. 

§ 51 BERÜCKSICHTIGUNG ANDERER EINKÜNFTE 

Bezieht ein Empfanger von Wartestands bezügen aus einer Tä­
tigkeit in nichtkirchlichem Dienst Einkommen, so erhält er sei­
ne Wartestandsbezüge nur in soweit, als das Einkommen hinter 
den ruhegehaltsf'ahigen Dienstbezügen zurückbleibt, aus denen 
das Wartegeld berechnet ist. 

§ 52 ERLÖSCHEN DES ANSPRUCHS 

Der Anspruch auf Wartestandsbezüge erlischt 

1. mit dem Zeitpunkt, zu dem wieder ein An~pruch auf Dienst­
bezüge besteht, . 

2. mit dem Zeitpunkt des Ruhestand~s, 

3. mit der Beendigung des Dienstverhältnisses. 

Abschnitt X 
Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 53 BEHANDLUNG VON RENTEN NACH BISHERI­
GEMRECHT 

Bei der Anwendung dieser Ordnung stehen die Renten, die auf 
der Vereinbarung zur Rentenversorgung vom 28. März 1980 
(ABI. EKD 1981 S. 17), in der Fassung des Gesetzes zur Ang­
leichnung der Bestandsrenten an das Nettoniveau der.Bundes­
republik Deutschland und zu weiteren rentenrechtlichen Rege­
lungen - Rentenangleichungsgesetz - vom 2a.Juni 1990 (GBL I 
Nr. 38 S. 495) beruhen, den nach dieser Ordnung in die Versor­
gung einbezogenen Renten aus der gesetzlichen Rentenversi­
cherung gleich. 

" § 54 ANWENDUNG BISHERIGEN UND NEUEN 
RECHTS FÜR AM l.JANUAR 1992VORHANDENE VER­
SORGUNGSEMPFÄNGER . 

Wenn für bei Inkraftreten dieser Ordnung vorhandene Versor­
gungsempfanger infolge der Neuregelung über die ruhegehalts­
fahige Dienstzeit eine Verminderung des Vomhundertsatzes der 
ruhegehaltsfahigen Dienstbezüge, nach dem sich die Höhe des 
Ruhegehaltes be mißt, eintreten würde, sind für die betreffenden 
Versorgungsempfanger die Versorgungsbezüge weiterhin nach 
den nach dem bisherigen Recht bestimmten Vomhundertsätzen 
zu bemessen. 

§ 55 RUHEGEHALTSSATZ FÜR AM 31. DEZEMBER 
1991 VORHANDENE VERSORGUNGSBERECHTIGTE 

(1) Hat das Dienstverhältnis, aus dem der Versorgungsberechtig­
te in den Ruhestand tritt, bereits am 31. Dezember 1991 bestan­
den, bleibt der zu diesem Zeitpunkt erreichte Ruhegehaltssati 
gewahrt. Die Berechnung der ruhegehaltsfahigen Dienstzeit und 
des Ruhegehaltssatzes richtet sich nach dem bis zum 31. Dezem­
ber 1991 geltenden Recht. 

(2) Erreicht der Versorgungsberechtigte aus einem bereits vor 
dem 31. Dezember 1991 bestehenden Dienstverhältnis vor dem 
l.Januar 2002 die für ihn maßgebende gesetzliche Altersgrenze, 
so richtet sich die Berechnung der ruhegehaltsfahigen Dienstzeit 
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und des Ruhegehaltssatzes nach dem bis zum 31. Dezember 
1991 geltenden Recht. Dies gilt entsprechend, wenn der Versor­
gungsberechtigte wegen Oienstunfähigkeit in den Ruhestand 
versetzt wird oder verstirbt. 

(3) Der sich nach Absatz 1 oder 2 ergebende Ruhegehaltssatz 
wird der Berechnung des Ruhegehaltes zugrunde gelegt, wenn er 
höher ist als der Ruhegehaltssatz, der sich nach dieserOrdnung 
für die gesamteruhegehaltsfahige Dienstzeit ergibt. Der sich 
nach Absatz i ergebende Ruhegehaltssatz darfden Ruhegehalts­
satz, der sich nach dem bis zum 31. Dezember 1991 geltenden 
Recht ergäbe, nicht übersteigen. 

(4) Tritt der Versorgungsberechtigte aus einem DienstverhliItnis, 
das am 31. Dezember 1991 bereits bestanden hat, vor Vollen­
dung des 65. Lebensjahres in den Ruhestand,ohnedaß Dien­
stunfahigkeit vorliegt, so ist § 8 Absatz 2 mit folgender Maßgabe 
anzuwenden: 

Der Vomhundertsatz der Minderung des Ruhegehaltes beträgt 
bei Vollendung des 62. Lebensjahres 

vor dem 1. Januar 2002 . 0,0 v.H 
nach dem 31. Dezember 2001 0,6v.H. 
nach dem . 31. Dezember 2002 1,2 v.H 
nach dem 31. Dezember 2003 1,8 v.H 
nach dem 31. Dezember 2004 2,4 v.H. 
nach dem 31. Dezember 2005 3,0 v.H. 
nach dem 31. Dezember 2006 3,6 v.H. 

(5) Bis zu einer anderweitigen dienstrechtlichen Regelung gilt 
für Pastorinnen und Kirchenbeamtinnen § 8 Absatz 2 dieser 
Ordnung mit der Maßgabe, daß an die Stelle des 65. Lebensjah­
res das 60. Lebensjahr tritt. 

(6) Ergibt sich aufgrund der Absätze 1 und 2 ein höheres Ruhe­
gehalt als nach neuem Recht, so ist dies auch bei den Höchst­
grenzen nach § 31 Absatz 2, § 32 Absatz 2 und § 35 Absatz 2 die­
ser Ordnung zu berücksichtigen. 

§ 56 VORLÄUFIGER HÖCHSTRUHEGEHALTSSATZ 

Bei der Anwendung von § 8 wird bis auf weiteres das höchste er­
reichbare Ruhegehalt auf 70 vom Hundert der ruhegehatlsfähi­
gen Dienstbezüge begrenzt; diese Begrenzung ist auch bei er Be­
messung der Hinterbliebenenversorgung zu berücksichtigen. 
Bei der Anwendung des§ 50 Absatz 1 gilt Satz 1,1. Halbsatz ent­
sprechend. 

§ 57 ERGÄNZENDE ANWENDUNG DES FÜR BEAMTE 
IN BUND UND LÄNDERN GELTENDEN RECHTS 

In Ergänzung dieser Ordnung ist das ftir die Versorgung der 
Beamten in Bund und Ländern geltende Recht sinngemäß anzu­
wenden, es sei denn, daß dieses Recht mit kirchenrechtlichen 
Bestimmungen nicht vereinbar ist. 

§58INKRAFTTRETEN 

(1) Diese Ordnung tritt, abgesehen von § 43 Absatz 2 Satz 2 und 
§ 45, am 1. Januar 1992 in Kraft; entgegenstehende Bestimmun­
gen treten außer Kraft. 

(2) Den Zeitpunkt des Inkrafttretens der § 43 Absatz 2 Satz 2 
und § 45 bestimmt der Rat. 

Berlin, den 3. Dezember 1991 Der Rat der 
Evangelischen Kirche 


der Union 

-Bereich Ost­


gez. Dr. Rogge 

(Vorsitzender) 


B. Hinweise auf staatliche Gesetze 
und Verordungen 

Nr. 2) Jagdgesetz des Landes Mecklb.-Vorp. 

(Landesj~gdgesetz) vom 10.2.1992 

Pommersche Evangelische Kirche Greifswald, den 30.5.1992 
Das Konsistorium 

F 40207 16/92,1 

Nachstehend veröffentlichen wir das Jagdgesetz des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern (Landesjagdgesetz - LjagdG) vom 
10. Februar 1992~. 


Das Jagdgesetz tritt am 1. April 1992 in Kraft. 


Harder 
Konsistorialpräsident 

Jagdgesetz des Landes Meck1enburg­
Vorpommern 
(Landes;agdgesetz-LJagdG) 
vom 10. Februar 1992 

GS Mecklenburg-Vorpommern GI. Nr. 792-1 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Inhaltsübersicht 

I. Abschnitt 

Grundsätze 

§ 1 Gesetzeszweck 

II. Abschnitt 

Jagdbezirke und Jagdausübungsiecht 

§ 2 Gestaltung der Jagdbezirke 

§ 3 Eigen;agdbezirke 

§ 4 Gemeinschaftliche Jagdbezirke 
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11. Abschnitt 

JUl!dhczirkc IIlId Jugdausiilmngsrccht 


§2 

(;cstaltullg dcr Jagdbez.irke 
(zu *5 ßJagdG) 

(I) Die Ahnll1dung von Jagdhezirken wird von der Jagdbehörde 
(§ 36 Ahs., 3 dieses Gesetzes) auf Antrag der Beteiligten oder von 
Amts wegen vorgenolllmen. Hierbei soll die Gesamtgröße der 
Jagdbezirke möglichst wenig verändert werden. 
Jagdahrundungen. durch die ein Jagdbezirk seine gesetzliche 
Mindestgriiße verliert. sind, auL\er in den Fällen des Absatzes 3. 

. unzullissig. 

(2) Der EigentUl1ler einer Grundfl:iehe. die einern Eigenjngdbezirk 
angegliedert wird. h:lt, gegen den EigenWIller. dessen Grund­
flächen den Eigenjagdhezirk hilden, einen Anspruch nuf eine 
angemessene orts\ibliche Entschiidigung. Als' angemcssene 
ortsühliche Entsdüidigung ist der Pachtpreis anzusehen. der fiir 
den gemeinschaftlichen Jagdbczirk dcrGcllleinde gezahlt wird, in 
der der Eigcnjagdhczirk liegt. odcr. wcnn in einer Gemeinde meh­
rere gemeinsclmrtl iche Jagdbezirke bestehen oder der Eigcnjagd­
bezirk sich (iber mehrere Gemeinden crstreckt der Durchschnitl~­
p:1chtprcis der :111 den Eigcnjl1gdhezirk angrcnzenden gClllein­
schaft lichen Jl1gdhezirke. Bei verpudlleten E.igenjagdhc7.irken hat 
der EigenWme!" einen Anspruch auf cine anlcilmiiHigc Entsch1idi­
gung in Höhe des Pachtpreises. wenn dieser höher ist als die nach 
Satz 2 zu zahlcnde Entschädigung. 

(31 Wird der tatsiichliche Zusammenhang eines Jagdhezirks durch 
ein Bauwerk (Kanal. Wildschutzzaun oder 1ihnliche Anlagen) 
unterhrochen. das fiir tins Wild im :111!!emclnen ein llichl zu liher­
\Vi ndcndes I rimlernis darstellt kann die Jagdhchönlc l\olal.\nahmen 
nach § 5 des Bundesjagdgesetzes treffen. 

(4) Jagtlbczirkc, die infolge \'on Ahrundungcn nach Ahsatz 3 die 
vorgeschriebene Mindeslgriil.\c nicht mehr aufweisen. verlieren 
ihre Eigenschaft als seihständige Jagdhezirke nur dann. wenn 
durch die AhnIndung die bejagh<lre Fläche die Mimleslgröße um 
mehr als ein DritteilInterschreitet. In diesem ralle sind die Rest­
flächen - soweit ein.lagdpachtvenrag hestcht. nach dessen Ahlauf 
- henaehharten Jagtlhezirken anmgliedern, 

§3 

l~igcll.iaAdbczi rkc 
(zu § 7 BJagd(; I 

( I ) Isl tier Eigentiimer oder tkr NUlZnicBer eines Eig.enj:lgdhezir­
kes einc juri);tisehc Per);on oder eine Persollengcmcinschaft. und 
wird die Jagd weder durch Verpachtung noch dun.:h :mge<;tclltc 
Jäger ausgeliht. so sind jagtiausiihullgsbcrechti!!t diejenigen, die 
der Verfügungsherechtigte der .Iagdbehiirde benennt Diese kann 
ihm hierzu eine angemessene r:rist setzen. Benennt der \Ierfij· 
gungsbercchtigte innerhalb dieser Frist keine geeignete Person. so 
kann die Jagdbehörde die zur Ausiihung und 711m Schutz.e der 

.Jagd erforderlichen Anordnungcn auf' scine Kosten neffen. 

(2) Die Jagdhehörde kann die Zahl der Jag\lmlsiihungsherechlig­
ten auf einer Grundfläche bis zu 250 ha aul zwei heschr1inken und 
fiir jede weiteren 150 ha um einen erhiihen. 

(3) Der EigenWlller eines Eigenjagdhez.irkes kann durdl schrift­
liche ErkHirllng gegeniihcr der Jagdhehiirde auf die Selhständig­
keit seines Jagdhczirkes ver7.ichten. Im Falle des Verzichts glie­
dcrt dic Jagdhehiirde den Jagdbczirk im Einvernehmcn mit den 
beteiligten Eigentümern einem anderen an; sofern GrUnde der 
JagdpOege und Wildhege dem nicht entgegenstehen. hat sie den 
Jagdbezirk delll mit der Hingsten gemeinsamcn Grenze angren­
zenden anzugliedern. Auf Antrag des EigenWlllers ist die Anglie"' 
derung wieder aufzuheben. Der Antrag kann nur mit einer Frist 
von sechs MOlluten zum Ende des Jagdjahres (I. April bis ~ I , 
Miirz) und, wenn der Bezirk ganz oder zum Tei,l Bestandteil eines 
verpuchteten Jagdhezirkes geworden ist, will Ende der Puehtzeit 
gestellt werden . 

(4) Der Landwirtschaftsminister kann dmch Rechtsverordnung 
Vorschriften Uher die Erkl1inmg der im § 7 Abs. 3 des Bundesjagd­
gesetzes genannten PHichen 7.\1 Eigenjagdbe7.irken erlassen und 
die .Jagdausübung in dieseli Bezi'rken beschr1inken. 

§4 

(;clIlcinsdlanlkhc JlIJ!dbt'zirkc 
(lU *X BJagd(i) , 

(I) Die Mindcstgriif.lo ror gellleinschaflliche JagdhClirkc hetrUgt 
350 ha. 

(2) Besitzen die 7usalllll1enhiingcnden Gnllldiltichen einer 
Gemeinde nicht die Mindestgr1\ße von 350 ha oder wird eine 
weniger als 350 ha groBe TeilIlUehe einer Gemeinde, soweit sie 
nicht Eigenjagdbezirk ist, \'on c1ncm oder mehrcren Jagdhezil'kell 
umschlosscn (Enklave), so sind diese FHichen durch die Jagd­
hchiirde von AmIs wegen einern Jagdbezirk oder mehreren :U1lie· 
gendcn Jagdhezirken anwgliedern hzw. als Jagdhczirk (ltirch die 
ohere Jagdhchiirde zUi'.ulassen. 

(3) Dic .Iagdhehiirde kann die Teilung eines gemeinschaftlichen 
Jagdbe7irks in mehrere se Ihslündige Jagdhe7.irke zulassen. wenn 
jeder Teil mindestens 50() ha groll ist ~nd Belange der JagdpIlege' 
nicht entgegenstehen. 

(4) Zusammcnlrtingemlc GrundllUchen \'erschiedener Gemeinden. 
dic 7.lIs:llllinen die Mindestgl'öße von ~50 ha haben. kiinnen von 
der Jagdbehiinlc auf Alllrng zu einem gemcinschanlichen Jagdbe· 
7,irk zusammengelegt werden. Dem Antrag ist statl7.llgehen, wenn 
cl' \'on (jrumlstiickscigentiil11ern alls allcn heteiligten (jerneinden 
gestellt wird und die Antragsteller in ihrer Gcmeinde jeweils 
gemeinsam tihe!' mehr nls die I Wirte der 7,lIS:lmrnelllüingemfcn 
GrundtHil'he \'erfiigen. 

*5 

Bcrric(lch' Bczirke 

(zu § 6BJagdG) , 

( 1 ) Befriedete Be7.irke sind: 
I. 	Geh1imle. die ZUIlI Aufenthalt von Menschen dienen. und 

Gehiinde. die mit solchen (;ehliudell r1imnlich zus<ll11l11enhiill· 
gell. 

http:Mindcstgriif.lo
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2. 	 Hofräume und Hau.<;gürten, die unmitlelbar an eine Behausung 
angren7.en lind durch eine Umfriedung begrenzt oder sonst 
vollständig abgegrenzt sind. 

3. 	 Friedhöfe, öffentliche Parkanlagen sowie Sport- und Spielpllit­
ze. die mit bebauten Bereichen ilt1 Zusammenhang stehen. 

4. 	 Autobahnen. 
5. 	 Liegenschaften des Bundesministers der Verteidigung unter 

75 ha, die durch eine Umfriedung oder amtliche Schilder 
begrenzt sind, 

6. 	 Kleingärten. 

(2) Die Jagdbehörde kann auf Antrag des Eigentümers oder Nut­
wngsberechtigten oder von Al1ltswegen gnm: oder teilweise zu 
befriedeten Bezirken erklären: 

I. 	öffentliche Anlagen sowie Gnmdnächel1, die durch Einzäu­
nung oder auf andere Weise gegen den Zutritt VOll Menschen 
abgeschlossen, deren Einglinge absperrbar sind und die keine 
Einsprünge haben, 

2. 	 Seen lind klinslliche Fischteiche mit darin gelegenen Inseln mit 
einer zusammenillingenden FHiche bis zu 10 hn. 

(3) Der. Eigentümer oder Nutzungsberechtigte von hefriedeten 
Bezirken ulld die von ihm Beauftragten dürfen dort Füchse, Stein­
marder. IItiss.e lind Wildkaninchen ii1l1erhalb der Jagdzeit tier­
schutzgerecht fangen. töten und sich aneignen. Eines Jagdschei­
nes bedarf es hier7.ll nicht. 
Anderes. als das im Satz I genannte Wild ist. wenn es lebensfähig 
in den Besitz des drundeigentül11er1\ oder Nutzungsberechtigten 
kommt. im Jagdbezirk in Freiheit zu 1\etzen. Verendetes oder nicht 
lebensfähiges Wild darf sich der Jagduusübungsberechtigte de1\ 
Jagdbezirkes aneignen. Die Jagdbehörde kann auf Antrag Aus­
nahmen zulas1\cn. 

(4) In befriedeten Bezirken kann die Jagdbehörde Jagdscheininha­
bern die Erlaubni1\ zum Erlegen der i,n Ab1\atz 3 genannten Tierar­
ien erteilen. Die von der Jagdbeflörde beauftragten Per,onen gei­
ten als Beauftragte der EigentÜmer. . 

(5) Schußwaffen dürfen in hefriedeten Bezirken in begrUildeten 
Fällen nur mit Erlaubnis der Jagdbehörde verwendet werdet!. Die 
Erluubni1\ darf nur Jagdscheininhabern erteilt werden. 

(6) Der Jagdauslibung1\berechtigte lind der von diesem beauftragte 
Inhaber' einer Jagderl3ubnis haben das Recht. hefriedete Bezirke 
innerhalb des Jugdbezirk1\. auf den sich die Berechtigung 
erstreckt. z,ur Tötung schwerkranken Wilde1\ lind llIr Aneignilllg 
von verendetem Wild zu betreten. Der Eigentümer oder Nut­
zungsberechtigte ist, möglichst vorher, 7.lI benachrichtigen, 

§6 

Bejaghare Fläehen deI' Jagdbezirke 
(zu §§ 7 und 8 BJagdG) 

Sinkt die bejagbare Fläche eines Eigenjagdhezirkes oder eines 
gemeinschaftlichen Jagdbezirks um mehr als ein Drittel unter die 
gesetzliche Mimlestgröße ~~§ 7 lind R des BJagdO. § 4 dicses 
Gesetzes). so sind die Restnächen von der Jngdhehörde von Amts 
wegen einem oder mehreren umliegenden Jagdhezirken anzuglie­
dern. 

§7 

Folgen der Gemeindeneuordnungen 

Werden ll1ehren~ Gemeinden zu einer neuen Gemeinde zusam­
mengeschlossen oder wird eine Gemeinde ganz oder teilweise in 
andere Gemeinden eingegliedert. so bilden alle Flächen der bishe­
rigen gemeinschaftlichen Jagdbezirke innerhalb der neuen 
Gemeindegren7.en einen gemeinschaftlichen Jugdbezirk. 

§8 

Jagdgcllossenschaft 
(zu § 9 BJagdG) 

(I) Die Jagdgennsscnschaft ist eine Körpersch:ift des öffentlichen 
Rechts, 

(2) Sie untersteht der Allf~ieht der Jagdhehörde. die ihr gegenüber 
die gleichen Befugnisse hat. wie sie den Kommunulnufsichts­
behörden g.egenüber den Gemeindcn zustehen. 

(3) Die Jagdgenossenschaft hat eine Satzung aufzustellen. die der 
Genehmigung der Jagdbehiirde bedarf. Der Lillldwirtschaftsmini­
ster kann eine Muqersatzung erlassen und durch Landesverord­
nllng vorschreiben. daß bei Einhaltung dieser t-Iustersutzung die 
Anzeige IIn die Stelle der Genehmigung tritt. Er kann vorschrei­
ben. daß die MlIstersHlzlIng Ilir diejenigen Jagdgenossenschuftell 
verbindlich ist. die innerhalb einer \"On der Jagdbehiirde gesetzten 
Frist keine Satzung aufgestellt habel1. 

(4) Die Ansprüche der .lagdgenossenschaft gegen die Jagdgenos­
sen aufgrund des § 29 Ahs, I des BundesjagdgcsClzcS kiinnen wie 
Gemeindeabgahen heigetriehen werden. Die Gemeinden haben 
den Jagdgenossenschaften im'oweit Amtshilfe ZlI leisten, 

(5) Die Jagdgenossenschart kann die Vcrpachtung auf den Kreis 
jagdpadnnihiger Personen hcschr1inken. dercn Hallrl\\oll!Hln~ 

nicht weiter al, 50 km entfcrnt VOIll Jagdbezirk liegt. 

§9 

Angliederungsgellossenschart 

Sind Grllndll1khen von mehr als fiinf Eigentülllern einem Eigen­
jagdbezirk angegliedert. s(' hilden diese Personcn zur Yertretung 
ihrer Redlle. die sich alls der Angliederung ergehen, eine Anglie· 
derungsgenossenscharl. § 9 des Bundesjagdgesetzes gilt sinn­
genüiß. 

U(' j!('j!CIIlC insl'llafI 
(7U *(()a BJagdGl 

(I) Die Atigren7llng des Gebietes einer Hegegemeinschaft snll 
nach elen Lchensräulllen des Wildes \o[genolllmen werden. 
Gröl3e und Begrenzung der llegegel'neinschaft werden unter Ein­
l'Ieziellll1lg vonJagdlliirhen nller Eigentul11sforll1cll VOll der Jagd· 
behörde auf Vorschlag des Kreisjagdverhandes nach Anhörung 
des Jagdheimts festgelegt. Schutzgcbietsgrell7cn im Sinne und 

http:Gemeindegren7.en
http:hier7.ll
http:angren7.en
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nach den Hesiimmungell des ~ 20 dieses Gesetzes sind hierbei lU 

beachten. Die Übereinstimmung der Uegegemeinschaftsgrenlen 

mit den Schut7.gebietsgrel1len kann durch den Landwirtschafts­

minister durch Erlaß angeordnct werden. 

Die Hegegemeinschaften können Kreisgrem:en überschreiten. In . 

diesen Fällen wird die zuständige Jagdbehürdc vom Landwirt­

schaftsminister bestimmt. 


(2) Auf die Hegegemcinschaft finden die Vorschriften des BUrger­
lichen Gesetzbuchs über eingetragene ,Vereine entsprechende 
Anwendung. Die Hegegcmeinschaft gibt sich eine Satzung. Die 
Satzung muß mjndeSlens enthalten: 

I. 	Namen und Gebiet der Hegegemeinschaft. 
2. 	 Be5tillllllungen über das Ziel der Hegegel11einschaft. 
3. 	 Bestimmungen über die Mehrheitsverhältnisse bei Abstim­

mungen. 
4. 	 Bestilllmungen über die Aunösung der Hegegemeinschaft. 

(3) Bleibt die Aufforderung der Jagdbehörde zur Bildung einer 
Hegemeinschafl im Sinne des ~ 10 a Abs. 2 des Bundesjagdgcset­
zes erfolglos, so entsteht die Hegegemeinschaft. wenn mehr als 50 
v.H. der Jagdausübungsberechtigten, die gleichzeitig mehr als 50 
v.H. der Grundnächen der für eine Hegegemeinschaft in Beirocht 
kommenden Reviere vertreten müssen. sich' riir deren Bildung 
ausgesprochen haben. 

,/ 

111. Abschnitt 

IJeteiligung Dritter im der Ausübung 


des .Iagdrec~ts 


§1I 

Jagdpacht 

(zu §§ II und 12 BJagdG) 


(1) Die Mindestpachtzeil beträgt für Niederwildjagden neun 

Jahre, für Hochwildjagden lwölf Jahre. Die Entscheidung. ob eine 

.Iagd als Hochwildjagd anwsehen ist. trifft die obere Jagdbehörde 

nach Anhörung des Jagdbeirates. 


(2) Die Zahl der Jagdp1ichter wird bei Jagdbczirken bis zu 500 ha 

auf vier beschriinkt. in größeren Jagdbezirken darf fUr je weitere 

3ngefangene 150 ha eine weitere Person Plichter sein .. 


(3) Als Jagdpacht gilt auch eine Unterverpachtung. Sie ~etzt das 

schriftliche Einverständnis des Verpächters und die Anzeige bei 

der Jagdbehi\rde voraus. 


(4) Für die Änderung oder Verl1ingerung eines Jagdpnchtvertrages 

gellen die Bestimmungen des § 12 Abs. I bis 3 des Bundesjagd­

gesetzes sinngemäß. 

Alle Jagdpachtvertriige. auch Änderungen und Verlängerungen•. 

sind der Jagdbehörde binnen 4 Wochen nach Vertragsabschlull 

anZUleigen. 


(5) Bei Abschluß des Jagdpachtvertrages bestehende Beschrän­

kllllgen der Jagdnusübung sind dem Pächter bekanntzugeben. 


(6) Vertriige. die gcgen die Abstitle I bis 3 verstoßen..sind nichtig. 

§ 12 

Vorläunge Maflnahmen zur Ausübung 

und zum Schutze der Jagd 


(zu § 12 BJagdG) 


Die Jagdbehörde kann während der Dauer eines wegen der Nich­
tigkeit (§ I lAbs. 6 BJagdG und § 1I Abs. 6 dieses G~setles) oder 
einer Beanstandung (~ 12 BJagdG) des Pachtvertrages anhängi­
gen Verfahrens im Einzelfall ZUIll Schut7.und zur Ausübung der 
Jagd einen Jagdaufseher bestcllen. der mindestens die erforderli­
chen Maßnahmen nach §§ 23 bis 25 des Bundesjagdgeset7.es und. 
§§ 21. 23. 32 bis 34 dieses Gesetles durchluführen hat. 
Die Kosten der Anordnung und ihrer Durchführung hat die im 
Verfahrcn lInteriegencParlei w tragen. , 

§ 13 

Jagde~laubnis 

(I) Der Jagdausübungsberechtigte kann anderen Jagdgästen eine 
JlIgderlauonis erteilen. Der Jllgdgllst ist nicht Jllgdauslibung~be­
rechtigter im Sinne der jagdgesetzlichen Bestimmungen. 

(2) Eine Jagderlaubnis gegen Entgelt darf nur schriftlich erteilt 
werden. § 1I Ahs. 5. §~ 12 lind I~ des ßundcsjagdgeset7.es und 
§ 1I Abs. 2 und 5 dieses Geselles gehen sinngemäß. Die Jagd­
hchörde kann l\ir cine vorübergehende Jagdausübung in Einzel­
fällen Ausnahmen \',Hl den Vorschriften des' ~ 11 Abs. 2 dieses 
Gesetzes zulasscn. 

(3) Der Jagdgast darf die Jagd ohne Begleitung des Jagdaus­
übungsberechtigten nur ausUben. wenn er einen Erlaubnisscllt;in 
bei sich ruhrt. der \'on dem JagdausUbulIgsberechtigten ausgestellt 
ist. Eine Beglcitung durch den Jagdausiibungsberechtiglen liegt ,
vor. wenn dieser gleichzeitig im Revier und ohnc besondere 
Schwierigkeiten w erreichen ist. § 15 Abs. I Sat7 I des Bundes­
jagdgcsetzes gilt sinngerntill 

(4) Die schriftl iche .lagderlaubnis ist nur gültig. welln sie Hlll allen 
JagdalisUbungsberechtigten unterschrieben ist. Dies gi It auch 
dann. WCIlII dic JagdausObungsberechtigtcn den Jagdbelirk regio­
lial unter sich au rgctej 11 habcn. 

(5) Die Jagdhehiirde kann die Zulassung Hlll Jagdgiistcl1 aus 

GrUnden der .Iagdpllcge beschrUnken oder untcrsagen. 


§ 14 

Tod des Ja~dpiichters 

(I) Stirbt der pächter vor Ablauf der Pachtleit. SII haben ~eit1e 


Erben der Jngdbehörde die jagdauslihungsberechtiglcn Erben 

unter Beachtung des § I1 Abs. 2 dieses Gesetles 7.U benennen. Ist 


http:�undcsjagdgeset7.es
http:Bundesjagdgeset7.es
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keiner der Erben jagdausübungsberechtigt, so haben die Erben der 
Jagdbehörde eine jagdpachtfiihige Person (§ ) lAbs. 5 BJagdG) 
zu benennen. 

(2) Wird innerhalb einer den Erben gesetzten angemessenen Frist 
keine geeignete Person benannt. so kann die lagdbehörde die zur 
Ausübung und zum Schutze der Jagd erforderlichen Maßnahmen 
auf Kosten der Erben selbst treffen. In diesem Fall erlischt am 
Ende des ersten nach dem Tode des Jagdpächters beginnenden 
lagdjahres der Pachtvertrag. 

IV. Abschnitt 

Jagdschein und Gebühren· 


§ 15 

Jagdschein 

(zu §§ 11 und 15 BJagdG) 


(I) Die Jagdbehörde erleillund entzieht den Jagdschein: Der lah­
resjagdschein wird rur höchstens drei Jagdjahre erteilt. Der 
Antragsteller hat den Abschluß einer der Geltungsdauer des lah­
resjagdscheins entsprechenden Jagdhaftpllichtversicherung nach­
zuweisen. Er ist verpnichtet. Änderungen der Versicherungsver­
hältnisse der Jagdbehörde unverzüglich anzuzeigen. 

(2) Wer die Erteilung oder VerHingerung eines Jahresjagdscheines 
beantragt. hat anzugeben, ob er 

I. 	als Eigentümer oder Nutznießer eines Eigenjagdbezirks, 
2. 	 als Jagdpächter oder Unterptichter. 
3. 	 als Mitpächter. 
4. 	 als Inhaber einer onzeigepflichtigen oder sonstigen entgeltli­

chen Jagderlaubnis 

in einem Jagdbezirk zur Jagdam;übung befugt ist und für welche 
Flächen, in den Fällen der Nummern 3 und 4 die anteilig auf ihn 
entfallenden Flächen. Die Jagdbehörde darf keinen Jagdschein 
ohne diese Angaben ausstellen. Der Antragsteller hat Änderungen 
der ihm flir die Jagdauslibung zustehenden Fläche der Jagdbehör­
de unverzilglich anzu7.eigen .. 

(3) Absatz 2 findet keine Anwendung auf entgeltliche Jagderlaub­
nisse, die lediglich zu einer vorübergehe"nden Jagdausiibung 
berechtigen (Vergabe von Einzelabschlissen). 

(4) Unbefristete Jagderlaubnisse nach § 18 des Jagdgesetzes der 
Deutschen Demokratischen Republik vom 15. Juni 1984 (GBI. I 
Nr. 18 S. 217) gelten bis zum 31. März 1992: sie stehen einem 
Jagdschein gleich. 

§ 16 

Jagdscheingebühren und Jagdabgabe 

(I) Von dem Aufkommen aus den Jagdscheingebühren stehen 25 
v.H. der obersten Jagdbehörde, 10 v.H. den oberen Jagdbehörden 
und 65 v.H. den unteren Jagdbehörden zu. 

(2) Die lagdbehörden erheben eine Jagdabgabe. Das Aufkommen 
. aus der Jagdabgabe steht der obersten Jagdbehiirde zu. die es im 

Einvernehmen mit der Landesjägerschaft und dem Jagdbeirat 7.ur 
Förderung des Jagdwesens verwendet. 

(3) Abgabepflichtig ist der Erwerber eines Jagdscheines. Die 
Abgabeschuld entsteht mit der ErteilUl!g des Jagdsfheins. 

(4) Der Landwirtschaftsminister wird ermächtigt, die Höhe der 
Jagdabgabe durch Verordnung festzu~etzen. Die Jagdabgabe darf 
das Doppelte der Jagdscheingebiihr sowie bis Ende des Jagdjahres 
1995/96 vierzig Deutsche Mark pro Jagdjahr nicht Uberschreiten. 

(5) Aus der Jagdabgabe sind insbesondere zu fördern: 

I. 	Maßnahmen zur Erhaltllllg und Verbesserung der Lebens­
grundlagen des Wildes; Förderung der Biotopgestaltung zur 
Erhaltung und Wiederherstellung der einheimischen Arten­
viel falt: 

2. 	 Erforschung der Lebens- und Umweltbedingungen der Wildar­
ten; 

3. 	 Erforschung von Möglichkeiten zur VerhütuRg und Verminde­
rung von Wildschäden in der Land-, Forst- und Fischereiwirt­
schaft: 

4. 	die Aus- und Wetterbildung der Jäger; 
5. 	die Errichtung und der Betrieb von Muster- und L..ehrrevieren 

sowie sonstige Maßnahmen und Einrichtungen zur Aus- und 
Fortbildung der Jäger. der Jagdvorsteher sowie der rur den 
Vollzug der jagdrechllichen Vorschriften zusUindigen Organe: 

6. 	 Öffentlichkeitsarbeit flir das Jagdwesen unter Ber(jcksichti~ 
gung des NaturschutZes und der Landschaftspnege. 

V. Abschnitt 

Jagdbeschränkungen und Jagdschutz 


§ 17 

Nachtjagd 

(zu § 19 BJagdG) 


(I) In der Zeit vom I. Oktober bis 31. Janu'ar kann Rot- lind Dam­
wild zur Nachtzeit erlegt werden. soweit das zur Erfüllung der 
Abschußpliine erfprderlich ist. Auf Antrag der Mehrheit der im 
Kreis vertretenen Hochwild-Hegegemeinschaften kann die Jagd­
behörde die Regelung nach Satz I einschrllnken oder aufheben. 

(2) Bei schweren Wildschäden kann die Jagdbehörde auf Antrag 
die Erlegung einzelner StUcke der in Absatz I genannten Wildar­
ten 7.ur Nachlzeit außerhalb der in Absatz 1 genannten Zeit geneh­
migen. 

§ 18 

Notzeit 

Als Notzeit im Sinne des § 19 Abs. I Nr. 10 des Bimdesjagdgeset­
zes gelten 'die Zeit vom 1. Januar bis 28. Februar sowie die von der 
Jagdbehörde nach § 23 Abs. I letzter Satz dieses Gesetzes 
bestimmten Zeiträume. 
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Als Fütterung im Sinne des § 19 Abs. I Nr. I () des Bundesjagdge­
setzes gelten nur beschickte Einrichtungeri mit arlgerechlem Fut­
ter. 

§ 19 

Ausnahmen 

(zu § 19 a BJagdG) 


(I, Die oberste Jagdbehörde kann für bestimmte Wildarten lU 

wissenschartlichen Zwecken. Lehr- und Forscliungs7.wecken 
Ausnahmen von den Verboten des § 19 ades Bundesjagdgesetzes 
z·ulassen. 

(2) Für Wildarten. die den internationalen Artenschutzabkommen 
unterliegen. sind die Ausnahmen im Einvernehmen mit der ober­
sten Nalurschutzbehörde zu regeln. . 

§ 20 

Jagd in Nationolparken, Natur­

lInd Wildschutzgehicten 


(zu § 20 BJagdG) 


(I) Die Jagdausübung in Nationalparken und in Naturschutzge­
bieten soll dem jeweiligen Schutzzweck dienen. 

(2) Der Laridwirtschartsminisler wird ermlichtigt. im Einverneh­
men mit dem Umweltminister die Jagdauslibung in Nationalpar­
ken und Naturschutzgebieten durch Verordnung allgemein und im 
Einzelrall zu regeln. 

(3) Wildschutzgebiete sind bestimmte Jagdbezirke oder Teile von 
ihnen. die Wr die Wildhege und Wildrorschung von besonderer 
Bedeutung sind (Wildrorschungsgebiete; Schulzzonen mr bestan­
desgefährdete Wildarten, Wildeinslandsgebiete). 

(4) Der Landwirtschartsminister wird ermächtigt. durch Verord­

nung: 

'- Wildschutzgebiete zu bestimmen und in diesen die Jagd Ilur 
betrorrene Arten zu beschr1inken oder zu untersagen. 

- das Betreten und Berahren von Flliehen (Wildschutzgebietenl 
und nicht öffentlichen Wegen w1ihrend der FOrlpflanzungszeit 
und Brutzeit oder des Vogelzuges für Nichtjagdausübungsbe­
recllligte zu untersagen. 

§ 21 

Abschllßregelung 
(zu § 21 BJagtiGI 

( I ) Der Ahschul\plnn ist zahlenl1l1ißig getrennt nach Wild"rt lind 
Geschlecht heim S~halenwild auch nach Altersklassen - auf 
vorgeschriebenem Formblatt der J<1gdbehürde vorzulegen. Dieses 
Formblatt wird vom Landwirtschartsmillister hekanntgemaeht. 
Der Ter111in Hir die Vorlage der Abschul~pHine wird von der .Ingd­
hehörde hestimlllt. 

(2) Soweit Eigenjagdbczirke verp<1chtet sind. ist Hir die Vorlage 
des Abschußplanes das Einvernchmen mit dem Verpächler error­
derlich. 

(3) Legt der Jagdausübungsberechtigte bis zu dem vorgeschriehe­
nen Termin keincn or<ln'ungsgemäßen AhschuUplan vor. so setzt 
die Jngdbehiirde den Abschullphrn rest. 

(4) Die BeschluHfassung über den Abschllßplan der Hegegemein­
schaft erfolgt in einer ausdrücklich zu diesem Zweck einberufe­
nen Mitgliederversammlung. zu der die Jagd\'()rsteher der Jagdge­
nossenscharten lind die Besitzer der Eigenjagdbezirke, die der 
Heg!,!gemeinschaft ailgehören. zuladen sind. Üher die Mitglieder­
versammlung ist eine Niederschrirt zu fertigen. die mindestens die 
Bezeichnung der in der Versammlung vertretenen Jagdbezirke . 
und Teiljagdhezirke. die Namen der Jagdvorsteher der Jagdgenos" 
sensdmrten und der Besitzer der Eigenjagdbezirke und das erziel­
te Ergehnis enthalten muß. Der \'011 der Hegegemeinscl)aft aufge­
~tellte Abschußplan und die Niederschrirt sind der Jagdbehörde 
vorzulegen. 

(5) Ist ein Einvernehmen zwischen der Jagdbehürde lind dern 
Jagdheirat. gel1läl~ *39 Abs. 4 dieses Gesetzes. Ober die Bestiiti- (! 
gung oder Festsetzung des Abschußplanes nach 1\ 2r Ahs, 2 des 
Bundesjagdgesctzes nicht 7,U erzielen. so entscheidet die ohere 
Jagdbehül'de. ' 

(6) Der Jagdausiibungsberechtigte hat über den Abschuf.1 des \ViI­

des. der erlegten Hunde und Katzen und über das Fallwild eine 
Streckenliste 7.lI fUhren . .leder Abschu(3 und bei Schalenwild auch 
jedes Stück Fallwild sind innerhalb einer Woche in die Liste ein­
zutragen. Die Streckenliste sowie die Troplllie lind der dazu­
geh(irige Unterkierer des erlegten Wildes sind der Jagdbehürde 
jederzeit auf Verhmgen vorzulegen. Die j1ihrliche Jagdstrel"ke ist 
der Jngdhehörde bis zum 10, April jeden Jahres schriftlich anzu­
zeigen. 

(7) ErflilH der Jagdausiibungsberechtigte den At>schul\plan für 
Schalenwild (mit Ausnahme \"on Schwarzwild) nicht. so kann ihn 
die Jagdbehiirtle hierzu mit ordnullgsbehördlichen ~fil!eln m;hal­
ten. 

(IH Die Jagdhehörde kUlln nnordnen. daß jeder Abschuß \On 
Rot-. Dam-. Reh- lind Murrelwild ullverzüglich hei ihr odcr. <I 
soweit eine Hegegerneinschaft hesteht. hei tIeren Leiter anzuzei-' 
gen ist. Sie kann auf Antrag der Hegegellleinschaft den körperli ­
chen Nach\\'ci~ der Errtillung des Absch\lßplane~ der in Satz I 
genunntell Wildarten anordnen.' 

«(J) DellAbschllß in den Lande~rorsten regelt der Llndwirt'chan,­
minister liher oie oberen f'orstbehilrden mit dem Ziel. ökol(lgisch 
sowie land-. ftlrst- lind I1schereiwirtschartlich \'ertr1igliche Wild­
besliittde zu siclwfI!. 

( 10l Die Jagdhehiirde kann anordnen. daß tiie Trnphiie und der 
Untcrkiefer de~ inm:rhalh ihres ZusHindigkeilsherekhe~ im ku­
ten .Iagdjahr erlegten ll1iinnlichen Schalenwildes allf einer "lIg~'­
mdlll'n Schau, \'orw7.eigen sind. hierzu kann sie die Ilegegemein­
schaflen für ihren jeweiligen Zust1indigkeitsbereich heaulhugen. 

(11) Der Lundwirt~chaf1s111inister wird enniichtigt. fiir die saehge­
n:ehte Aufstt'llllng lind Durchfiihrllng der AhschußpHine Richtli­
nien Ilir die Wildbewirlschartung zu erlassen. 
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(12) Der Landwirtf.chllftsminister wird ermiichtigt. durch Erlaß 
den AbschuL\ von Wild. dessen Bestand bedroht erscheint. dau­
ernd zu verbieten. ' 

§ 22 

Sachliche Verbote 
(zu § 19 BJagdGl 

(I) Es ist verboten. die Jagd unt~r Verwendung von Betäubungs­
oder Lähmungsmitteln auszuüben. Der Landwirtschaftsminister 
kann im Einzelfall die Ausübung der Jagd unter Verwendung von 
Betäubungs- oder LähmungsmiUeln rur Zwecke der Forschung 
und Lehre genehmigen. 

(2) Es ist verboten, Wild aus Luftfahrzeugen. Kraftfahrzeugen 
oder maschinengetriebenen Wasserfahrzeugen 7.U beschief3en; dus 
Verbot umfaßt nicht das Beschießen VOll Wild aus Kraftfahrzeu­
gen durch K.örperbehinderte mit Erlaubnis der Jagdbehörde. 

(3) Der Landwirtschaftsminister wird ernitichtigt. sachliche Ver­
bote unter Beachtung des § 19 Abs. 2 des Bundesjugdgesetzes 7.U 

erlassen bzw. die sllchlichen Verhole e;nzuschriinken. . 

§ 23 

Jagdschutz 

(zu §§ 23 und 25 BJagdG) 


(I) Der Jagdausübungsberechligte ist verpnichtet. rur angemesse­
ne WildfUttcrung zu sorgen. wenn und sohlllge die witterungsbe­
dingte Futternot des Wildes dies erfordert. Kommt er dieser Ver­
pflichtung trotz Aufrorderung durch die Jagdbehörde nicht nach, 
so kann sie die Fütterung auf seine Kosten vornehmen lassen. 
Ansonsten darf Schalenwild in der Zeit vom I. März bis zum 
31. Dezember nicht gefUttert werden. Ausgenommen von Satz 3 ist 
das gelegentliche Ankirren von Schwarzwild in den Tageseinstän­
den und die Fütterung von ausgesetztem Wild zum Eingewöhnen. 
In nach § 2 Abs. I des Ersten Gesetzes zumNatursehutz im-LaHd 
Mecklenburg-Vorpommern vom 10. Januar 1992 (GVOBI. M-V 
S. 3) geschützten Biotopen ist eine Kirrung für Schwarzwild im 
Einvernehmen mit der zusHindigen Naturschutzbehörde zulässig. 
Wildäcker gelten nicht als Füttel1lng. In außergewöhnlichen Not­
situationen kann die Jagdbehörde für bestimmte Gebiete Awmah­
men von dem Verbot des Satzes 3 zulassen~ eine Richtlinie hierzu 
kann durch den Landwirtschuftsminister erlassen werden. 

(2) Die zur Ausübung des Jagdschutzes berechtigten Personen 
sind befugt, 

I. 	Personen anzuhalten und ihre Identität festzustellen, die in 
einem Jagdbezirk unberechtigt jagen oder sonst jagdrechtli­
chen Vorschriften zuwiderhandeln oder außerhalb der zum all­
gemeinen Gebmuch bestimmten Wege zur Jagd ausgerüstet 
angetroffen werden. Sie sind weiter befugt, ihnen gefangenes 
und erlegtes Wild, Schuß- und sonstige Waffen, Jagd- und 
Fanggeräte, Hunde und Frettchen abzunehmen; 

2. 	Hunde, die im Jagdbezirk außerhalb . der Einwirkung ihres 
Herrn. und Katzen, die weiter als 200 m vom nächsten Hause 

angetroffen werden, zu löten: das gleiche gilt Ilir Hunde und 
Katzen, die sich in Fallen gefangen haben. Diese Regelung gilt 
nicht gegenüber Hirten-. Jagd-. Blinden- und Polizeihunden. 
soweit sie als solche kenntlich sind und sohll1ge sie vom 
Berechtigten zu ihrem Dienst verwandt werden. auch wenn sie 
sich dabei vorübergehend der Einwirkung ihres Führers entzo­
gen haben. 

(3) Es ist nicht gestullel. Hunde ohne Genehmigung des Jagd aus­
übungsberechtigten unbeaufsichtigt in einem Jagdbezirk laufen 
zu lassen. . 

§ 24 

Wildschutzmaßnahmen 

Hat ein Jagdausübungsberechtigter seinen Hauptwohnsitznicht in 
der Gemeinde seines Jagdbezirks und ist für diesen kein dort 
wohnhafter besmtigter Jagdaufseher bestellt, so hat der Jagdaus­
übungsberechtigte der Jagdbehörde eine im allgemeinen ohne 
Schwierigkeiten erreichbare Person am Ort zu benennen, die 
Inhaber eines Jagdscheins und in der Lage sein 11Iuß. zur Verhin­
l,/erung von Schmcrzen und Leiden des Wildes umlUl'schiebbare 
Maßnahmen des J,igdschutzes im Jagdbezirk sowie in befriedeten 
Bezirken innerhalb des Jagdbezirkes gemäß §.5 Abs. 3 - 6 dieses 
Gesetzes. insbesondere hinsichtlich kranken, verlet7.ten und ver­
endeten Wildes. in Abwesenheit des lagdausübungsberechtigten 
durchzuführen. 

§ 25 

Jagdschutzberechtigte . 
(zu § 25 BJagdG) 

(I) Zur Beaufsichtigung der Jagd kann der Jagdausübungsberech­
tigte 7.lIverlässige volljiihrige Personen als Jagdaufseher bestellen, 
die der BesUitigung durch die Jagdbehörde bedürfen. Über die 
BesWtigullg ist eine Bescheinigung auszustellen. Der Jagdaufse­
her mußjagdpachtf.'ihig sei~. 

(2) Der bestätigte Jagdaufseher weist sich bei Ausübung des Jagd­
schutzes durch ein sichtbar zu tragendes Dienstnbzeichen aus. 

(3) Die Dienstabzeichen werden den bestätigten Jagdaufsehern 
von den Jagdbehörden (§ 36 dieses Gesetzes) kosten- und 
gebührenfrei fiir die Dauer der Jagdschutzberechtigungausgehän­
digt. 

(4) Ein Jagdaufseher muß bestellt werden, wenn die Jagdbehördc 
dies verlangt. Das Verlangen ist nur zulässig, wenn ohne die 
Bestellung ein Jagdbe7.irk ohne gehörigen Schutz sein würde. Bei 
Jagdbezirken über I OUO ha muß der Jagdaufseher Berufsjäger sein 
bzw. jagdwirtschaftlich oder forstlich ausgebildet sein. 

§ 26 

Weitere jagdbare Tiere 

(I) Auf der Grundlage des § 2 Abs. 2 des Bundesjagdgesetzes 
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werden folgende weitere Tierarten für jagdbar erklärt: 

Mardl'/"II/md. Wa,fch/Jä,; Mink. Wo({ 

(2) Der Landwirtschaftsminister wird ermächtigt, durch Erlaß 
weitere Tierarten zu bestimmen. die dem Jagdrecht unterliegen, 
soweit die Erhaltung eines artenreichen, den landschaftlichen und 
landeskulturellen Verhältnissen angepaßten Wildbestandes. oder 
die Sicherung einer Lebensgrundlage es erfordern .. 

VI. Abschnitt 

Wild- und Jagdschaden 


§27 

WIldschadensausgleichskasse 

(I) Bei der Jugdbehörde ist für durch Schwarz.-, Rot- bzw. Dam­

wild verursachte Wildschäden eine Wildschadensausgleichskas&e 

einzurichten. 

Die Ausgleichskasse ist eine Körperschaft des öffentlichen 

Rechts. 


(2) Beitragspflichtig sind alle Eigenj'agdbesitzer lind alle Jagdge­
110ssenschaften. Pür den Anbau von Mais und Kartorfein hat auch 

der landwirtschaftliche Nutzer Beiträge zu leisten. 


(3) Die Jagdbehörde setzt nach Anhörung des Jagdbeirates die 

Höhe der Beiträge unter Berücksichtigung der Wildschadenssi­

wation fest. 


(4) Die Jagdbehörde legt eine Eigenbeteiligung der Jagdaus­

Ubungsberechtigten an der Schaden:)Jegulierung von mindestens 

5 v.H. bis höchstens 10 v.H. des festgestellten Wildschadens fest. 


§ 28 

Verfahren in Wild- und Jagdschadenssachen 
(zu § 35 BJagdG) 

(I) Wild- und Jagdschaden ist bei den örtlichen Ordnungsbehör­
den anzumelden. 

(2) Wildschäden an GrundstUcken, auf denen die Jagd ruht oder 
nicht ausgeübt werden darf, werden nicht erstattet. Diese Grund­
stUcke bleiben bei der Berechnung der anteiligen Ersutzleistung 
für Wildschäden an anderen GrundstUcken außer Betracht (§ 29 
Abs. I Satz 2 des BJagdG). 

(;I) Vor Beschreiten des ordentlichen Rechtsweges hat ein Fest­
stellungsverfahren vor der örtlichen Ordnung,behörde stattzufin- . 
den. Plir den Erlaß der näheren Bestimmungen ist tier Landwirt· 
schaftsminister im Einvernehmen mit dem Innenl11inister zustän­
dig. 

(4) Der Ausgleich VOll Wildschäden, die durch Wildarten venir­
sacht werden oder bei denen die Möglichkeit der Einnußnahme 
der Jäger zur Verhinderung von Wildschäden gering ist (z. B. 
Gänse. Schwäne). ist gesondert zu regeln. 

VII. Abschnitt 
Besondere Rechte und Pflichten bei der 

.Jagdausübung 

§ 29 

Wegerecht 

(I) Kann ein Jagdausübungsberechtigter seinen Jagdbezirk nur 
auf einem nicht zumutbaren Umweg erreichen, so dUrfen er und 
seine Jagdgäste einen fremden Jngdbezirk in Jagdallsrüstung auf 
einem nicht zun~ allgemeinen Gebrauch bestimmten Weg Oäger­
notweg} betreten; diesen kann die Jagdbehörde festlegen. Der 
Eige'nWmer des Grundstücks, über das der Notweg führt. kann 
eille angemessene Entschädigung verlangen. Die Höhe der Ent-. 
schädigung setzt die. Jagdbehörde auf Antrag fesi. 

(2) Bei Bemllwng des Notweges dürfen Schußwaffen nur ungela­
den und in 'einem Überzug oder mit verbundenem Schloß und 
Hunde nur al1 der Leine mitgeführt werdcn. I 

§ 30 

Jagdeinrichtungen 

(I} Der Jugdausiibungsberechiigtc darf auf land- und forstwirt­
schaftlieh genutzten GrundsWcken besondere Anlagen (jagdliche 
Einrichtungen) wie Puuerplätze, Ansitze nur mit Genehmigung 
des GrundeigentUmers errichten. Dieser muß die Genehmigung 
erteilen, wenn ihm die Duldung der Anlage zugemutet werden 
kann. In Streitfällen entscheidet die Jagdbehörde darüber. ob dem 
Grundsliickseigentümer die Duldung der Anlage z.ugemUlet wer­
den kann. Sie setlt auf Antrag auch die Höhe einer Entschädigung 
fest. Jagdliche Einrichtungen (Ansitzleitern. Ansitzkan7.eln. Füt­
terungen) sind. solange sie aus Naturmaterial bestehen lind sich 
auf das angemessene Maß beschränken, zugelassen. Bei der 
Errichtung von Jagdeinrichtul'Jgen sind die Belange des Natur­
schutzes und der Landschaftspnege zu beachten. Insbesondere ist 
eine Beeintrtichtigung des Landschaftsbildes auszuschließen. 

(2) Baufällige jagdliche Einrichtungen sind rückzut>auen. KOl11mt 
ein Jugdauslibungsberechtigter dieser Pflicht nicht nach. kann 4 
dies VOll der Jagdbehörde in einer angemessenen Frist "erlangt 
werden. 

(3) Pür Schäden. die Personen durch unt>efugtes Benutzen VOll 

jagdl ichen Einrichtungen entstehen. wird keine Haftung lit>er­
11 OI11I11C 11. 

§ 31 

Jagdgatter 

( I) Die Eingatterung von Jagdbezirken und Teilen von hlgdbczir­
ken zum Zwecke der Jagd und der Hege (Jagdgatter) bedarf der 
Genehmigung. Die Genehmigung darf nur erteilt werden. wenn 

1. 	 die einzugauernde Pläche mindestens 150 ha Ufnfal3t. 
2. die Bildung von 	Hegegemeinschnf'ten rur Schllle)lwild nicht 

behindert wird, 
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3. 	 allgemeine und besondere Betretungsrechte durch die Eingat­
terung nicht unangemesseil eingeschrlinkt werden und 

4. 	andere öffentliche Belange nicht entgegenstehen. 

(2) Unbeschadet des Absatzes I kann die Eingatterung von 
Flächen bis zu 20 ha genehmigt werden. wenn das Gatter als Ein­
gewöhnungsgatter. Paarungsgatter. Fanggatter oder QuaranHine­
gatter der Erhaltung oder der Einbürgerung bestimmter Wildarten 
dient. Absatz I Nr. 3 und 4 linden Anwendung. Die erforderliche 
fachkundige Betreuung des Wildes lilllß gewUhrleistet sein. 

(3) Die Genehmigung kann befristet und mit Nebenbestilmllllll­

gen erteilt werden. 

(4) Die Pnicht zur Einholung von Genehmigungen. Erlaubnissen 
oder Bewilligungen nach anderen gesetzlichen Vorschriften bleibt 

unberührt. 

(5) Zustiindig für uie Erteilung von Genehmigungen nach den 
Absätzen I und 2 ist die oberste Jagdbehörde. 

~ 32 

Wildfolge 

(zu ~ 22 a BJagdG) 


(I) Die Jagdausübungsberechtigten benachbarter Jagdbezirke 
sind verpnichtet. die Wildfolge schriftlich zu vereinbaren. 

(2) In der Wildfolgevereinbarung müssen mindestens die Festle­
gungen der ~§ 33 und 34 dieses Gesetzes enthalten sein: darüber 
hinausgehende Vereinbarungen sind möglich. 

~ 33 

Krankgeschossenes Schalenwild 
(zu *22 a BJagdG) 

(I) Wechselt krankgeschossenes oder schwerkrankes Schalenwild 
in einen benachbarten Jagdbezirk. so hat der Schütze den Anschuß 
und die Stelle des Überwechselns kenntlich zu machen: aul3erdem 
ist das Überwechseln dem Jagdausübungsberechtigten des Nach­
barbezirkes oder dessen Vertreter unverziiglich Zu melden. Für die 
Nachsuche 'auf krankgeschossenes Schalenwild hat der Schlitze 
sich selbst oder eine sonstige mit den Vorgängen vertraute Person 
zur Verfügung zu stellen. 

(2) Krankgeschossenes Schalenwild. das in einen benachbarten 
Jagdbezirk wechselt. ist. solange es vom Jagdbezirk. in dem es 
beschossen wurde. noch sichtbar und in schußgerechter Entfer­
nung ist. durch Fangschul3 zu erlegei!. Der Erleger ist berechtigt. 
das Wild an Ort und Stelle aufzubrechen und zu versorgen: es darf 
aber nicht· fortgeschafft werden. 

(3) Trophäe und Wildbret des übergewechselten Schalenwildes 
gehören dem am Fundort Jagdausübungsberechligten und sind auf 
seinen Abschußplan anzurechnen. Der am Fundort Jagdaus­
übungsberechtigte kann im Rahmen der Vereinbarung na<;h § 32 
Abs. I dieses Gesetzes bestimmen. daß der Jagdausübungsberech­
tigte. in dessen Bezirk das Wild beschossen wurde. das Verfli­

gungsrecht über die Trophäe und das Wildbret erhält und auf die 
Erfüllung seines Abschußplanes anrechnet. 

§ 34 

Anderes krankgeschos.senes Wild 
(zu § 22 a BJagdB) 

(I) Wechselt anderes Wild als Schalenwild krankgeschossen in 
einen benachbarten Jagdbezirk und verendet es dort in Sichtweite. 
so darf es der Erleger fortschaffen. Das auf diese Art zur Strecke 
gekommene Wild ist dem am Fundort Jagdausübungsberechtigten 
oder seinem Beauftragten möglichst noch am selben. spätestens 
aber am nächsten Tag. abzll\iefern. Eine Schußwaffe darf in uen 
benachbarten Jagdbezirk nur im Rahmen der Festlegungen des 
§ 29 Abs. 2 dieses Gesetzes mitgenommen werden. 

(2) Wechselt anderes Wild als Schalenwild krankgeschossen,oder 
schwerkrank in einen benachbarten Jagdbezirk. und verendet nicht 
in Sichtweite. gilt ~ 33 Abs. I Satz I dieses Gesetzes sinngenüiß. 

~ 35 

Jagdhundehaltung 

(I) Bei jeder Such-. Driick- und Treibjagd. bei jeuer Jagd auf 
Schnepfen und Wasserwild. sowie bei jeder Nachsuche auf Wild 
sind brauchbare Jagdhunde in genügender Zahl mitzuführen. 

(2) Die jagdliche Eignung (Brauchbarkeit) von Jagdhunden ist 
durch eine erfolgreich abgelegte Prüfung nachzuweisen. Die Au,~­
bildung und Prüfung von Jagdhunden. unter Beachtung der waf­
fenrechtlichen Bestimmungen. ist Jagdausübung. 

(3) Der Landwirtschaftsminister erläßt für die Prüfung von Jagd­
hunden eine Landesverordnung. 

(4) Die Jagdhundehaltung in den Landesforsten regelt der Land­
wirtschaftsministerdurch Erlaß. 

VIII. Abschnitt 

Jagdvenvaltung 


~ 36 

Jagdbehörden 

(I) Oberste Jügdbehörde ist der Landwirtscimftsminister. Er ord­
Ilet und beaufsichtigt das gesamte Jagdwesen nach Maßgabe der 
gesetzlichen Bestimlllungen. . 

(2) Obere Jagdbehörden sind die Leiter der Forstdirektiolien. Die 
oberen Jagdbehörden sind die Fachaufsichtsbehörden für die unte­
ren Jagdbehörden. Sie sind für die ihr nach diesem Gesetz unu den 
Ausführungsbestimillungen übertragenen-Aufgaben zustiindig. 

(3) Untere Jagdbehörden (in diesem Gesetz als Jagdbehörden 
bezeichnet) sind die Landriite der Kreise und die Oberbürgernle{­
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ster (Bi.irgermeister) der kreisfreien Städte. Diese nehmen ihre 
Aufgaben nach Weisung der obersten und der oberen Jagdbehörde 
wahr. 

(4) Bei der unteren Jagdbehörde wird ein Kreisjägermeister 
bestellt. Er berät die Jagdbehörde in allen jagdlichen Fragen. 

§37 

Wahl des Kreisjägermeisters 

(I) Der Kreisjägermeisler und sein Stellvertreter werden auf runf 
Jahre gewiihlt; sie Uben ihre Aufgaben ehrenamtlich aus. Ist es 
wegen der Größe des Kreisgebietes zur Entlas·lung des Kreisjäger­
meisters erforderlich, so kann die Jagdbehörde mit Zustiml1lung 
des Kreisjägermeislers den Stellvertreter mit der Wuhrnehmung 
der Aufgaben fUr einen Teil des Kreisgebietes oder l'ür einzelne 
Sachgebiete betrauen. 
Der Stellvertreter nimmt in den seinen Bereich betreffenden Fra­
gen mit beratender Stimme an den Sitzungen des Jugdheirnts teil. 

(2) Zum Kreisjiigermeister und zu seinem Stellvertreter darf nur 
gewählt werden. wer 

I. 	Deutscher im Sinne des Grundgesetzes ist. 
2. 	 die VOnlusset7.Ungen erflillt. wie sie fijr einen Plichter im § 11 

Abs. 5 Satz I des Bundesjagdgesetzes festgelegt sind. 
3. 	 seinen Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt in dem Kreise hat. 

in dem er ZUIll Kreisjägermeister gewählt werden soll. 

(3) Zur Teilnahme an der Wahl des Kreisjägermeisters und seines 
Stellvertreters ist berechtigt. wer 

I. 	Deutscher im Sinne des Grundgeseties und 
2. 	 Inhaber eines inländischen Jahresjagdscheines ist und 
3..illl Kreise seinen Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt hat oder 

Inhaber eines Eigenjagdbezirkes ist oder eine Jagd gepachtet 
hat. 

(4) Die Leitung der Wahl des Kreisjägermeisters und seines Stell­
vertreters obliegt dem Landrnt und dem Oberbürgermeister (Bür­
germeister) der kreisfreien Stadt. Das Niihere bestimmt eine 
Wahlordnung. die der Landwirtschaftsminister im Benehm\!11 mit 
dem Innenminister erläBt. 

ps 

Auskunrtspnicht 

Die Jagdausübungsherechtigten sind verpOichtet. den Jagdhehör­
den die 7.ur Erfiillung ihrer Aufgaben erforderlichen Auskiinfte zu 
erteilen. 

§ 39 

Jngdbeirat 

(zu ~ 37 BJagdGl 


(I) Zur Bemtung der Jagdbehörden werden Jagdheiräte gebildet. 

(2) Dem Jag(lbcirat der obersten Jagdbehörde gehören an: 

-	 der Vorsitzende. 
ein Vertreter der Landwirtschaft. 

- ein Vertreter der Forstwirtschaft. 
- ein Vertreter der Landesjägerschurl. 

ein Vertreter einer Jagdgenossenschaft. 
- ein Vertreter einer Gemeinde. 
- ein Vertreter der Fischerei. 
- ein Vertreter des Naturschutzes. 
- ein Vertreter des Veterinärwesens. 

Der Vorsitzende des Jagdbeirates wird durch den Landwirt­
sclmftslllinister nach Anhörung der Landesjägerschaft berufen. 
Die oberste Jagdbehörde beruft die Vertreter der Jugogeuossen- " 
schaft Ulld der Gemeinde auf Vorschlag des Sliidte- lind Gemein­
detages Mecklenburg- Vorpol11 Illern und die Ubrigen Mitglieder 
des Jagtlheirates auf Vorschlug der jeweiligen Fuchverbiil1de. 
Werden keine Vorschläge gemacht. werden die "'1itglieder VOll der 
obersten Jagdhehiirde in entsprechender Zusuml11ensctz\mg mls­
gewählt. Unter den Vertretern soll jedoch lI1inde,tcns ein Eigcn­
jagdbcsitzer sein. FUr jedes Mitglied ist ein Stellvertreter 7.U 
benennen. 

(3) Den Jag\lhciriitell der oberen Jagdbehürden gehören an: 

-	 der Vorsit7.ende. 
ein Landrat aus dem Direktionsbereich, 

- ein Kreisjügermeister <HIS dem Direktionsbereich. 
- ein Vemeter lIer Landwirtschaft. 
- ein Vertreter der Forstwirtschaft. 
- ein Vertreter der Jagdgenossenschaften. 

ein Vcrtn:ter der Fischerei. 

- ein Vertreter .des Naturschutzes. 

- ein Vertreter des Veteriniirwescns. 


Der Vorsitzcnde des Beirates der oberen Jagdbehiirde wird durch 
den Lantiwirtschaflslllinister berufen. Landmt und Kreisjiigennci­
ster sollten nicht aus einem Kreisgebiet kmlllllell. 

(4) Den Jagdbeirliten der unteren Jagdbehörden gehören an: 

-	 eier Kreisjiigcnm:ister als Vorsitzem.k'r. 
ein Jiiger alls dem Krcisgebiel. 


- ein Vertreter tier Landwirtschaft. 

- ein Vertreter der Forstwirtschaft. 


ein Vertreter tier Jagdgenossenschllften. 
- ein Vertreter der Fischerei. 
- ein Vertretcr des Naturschutzes. 
- ein Vertreter tier Kreisjägerschaft. 
.- ein Vertrcler des Veterinärwesens. 

Die Landriite um] die Oberbiirgenneister (ß(irgermeisterl der 
kreisfreien SUidte klinllen an den Sitzungen des JagdbeinlIes teil­
nehmen: ihnen ist auf Vcrhlllgen jederzeit das Wort zu erteilen. 

(5) Die Jagdbeiriite haben dit! Aufgnhe. die Jagdbchi\rden in allen 
wichtigen Fnlgen tier jagdlichen Verwaltung l.lI hl'ratell und l.lI 

unterstiitzen. Sie werden durch die Leiter der Jagdbehiirden oder 
auf Wunsch der Mehrheit der Mitglieder einberufen. 

(6) Die Mitglieder der Beiriitc sind ehrenamtlich Uitig: sie werden· 
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auf die Dauer von fünf Jahren berufen. Den Aufwand. der ihnen 
bei der AlIsühullg ihrer Aufgahen entsteht, trägt das Land, der 
Kreis h7.w. die kreisfreie Stadt. 

(7) Die Mitglieder des jeweiligen Jagdbeirates nach Absatz 2. 3, 4 
sollten in der Regel Jagdscheininhaber sein. Mindestens die r-Hilf­
te der Mitglieder muß Inhaher eines gültigen Jagdscheines sein. 

§ 40 

Landesjägerschart 

(I) Weist eine Vereinigung VOll Jägern nach. dnl! ihr mindesten's 
50 v.H. der Jagdscheininhaher des Landes ailgehörcll, so wird sie 
als Landesjägerschaft durch die oherste Jagdbehörde anerkannt. 
Die Anerkennung erlischt. wenn die Vorausset7.llng nach Sat7. I 
nicht mehr vorliegt. 

(2) Die Jagdhehörde hat der Landesjligerschafl Gelcgenheit zur 
Stellungnahme 7,U geben. wenn ein Jagdschein nach § 17 Ahs. 2 
Nr. 4 des Bundesjagdgeset7.es versagt oder nach § 18 des Bundes­
jagdgesetze~ in Verbindung l11it § 17 Abs. 2 Nr. 4 des Bundesjngd­
gesetzes eingezogen werden soll. Die Landesj1igerschaft kann bei 
der Jagdbehörde heantragen. daß ein Jagdschein wegen VerstoHes 
gegen die Grundsätze der Weidgerechtigkeit nicht erteilt oder ein­
gezogen wird. Will die Jagdhehörde von einer Stellungnahme der 
Landesjligerschaft abweichen oder einem Antrag der Landesjä­
gerschaft nicht entsprechen. so bedarf die Entscheidung der 
Zustimlllung des Landwirtschaftslllinisters .. 

IX. Abschnitt 

Ahndungsbesthrimungen 


§ 41 

Ordnungswidrigkeiten 

(I) Ordnungswidrig handelt. \ver 

I, 	 gegenüber einern Jagdschutzberechtigten 
a) 	 wegen Zuwiderhandlungen oder Verdacht auf Zuwider­

handlungen entgegen ~ 23 Abs. 2 Nr. I. I. Satz üher seinen 
Vor-. Familien- oder GeourtSl1nlllen. den Ort oder Tng sei­
ner Geburt. seinen Fmllilienstand.seinen Beruf oder seine 
Staatsangehürigkeit eine unrichtige Angabe macht oder die 
Angabc verweigert (lder 

bl entgegen § 23 Abs. 2 Nr. I. 2. Satz die Iierausgabe der 
Oegenst1inde verweigert. 

2, 	 entgegen § 23 Abs. 3 Hunde unbeaufsichtigt in einem Jagdbe­
zirk laufen läßt 

(2) Ordnungswidrig handelt ferner. wer 

I. entgegen § 21 Abs. I den Abschußplan nicht zu dem von der 
Jagdbehörde bestimmten Termin vorlegt, 

2. 	 entgegen § 21 Abs. 6 eine Streckenliste nicht oder' nicht ord­
nungsgemäß führt, sie der Jagdbehörde auf Verlangen nicht 
vorlegt oder die Jagdstrecke der Jagdbehörde nicht bis Will 10. 
April schri ftlieh anzeigt, ' 

3. 	 entgegen § 23 Abs. I Satz I trotz Aufforderung durch.clie Jagd­
behörde nicht flir angemessene Wildfütterung sorgt. 

4. 	 entgegen § 23 Ahs. I Satz 5 Kirrungen ohne Einvernehmen mit 
der zuständigen Nnturschutzbehörde in geschÜI7:len Biotopen 
anlegt und betreibt. 

5. 	entgegen §. 24 der Jagdbehörde innert}nlb der von dieser 
gesetzten Frist keine für die Durchflihrung unaufschiebbarer 
Mal3nahmen des Jagdschutzes zuständige Person benennt. 

6. 	entgegen § 25 Ahs. 4 innerhalb der von der Jagdbehörde 
gesetzten Frist keinen Jagdaufseher bestellt, 

7. 	 entgegen § 30 Ahs. 2 der behördlichen Aufforderung ZUIll 

Rlickbau baut1illiger Einrichtungen nicht fristgemäß nach­
komlllt. . 

8. 	 entgegen ~ 35 Abs. 1keine Jagdhunde mitführt und verwendet, 
9. 	entgegen § 38 einelll Auskunftsersuchen der Jagdbehörde 

nicht. nicht vol'lsHindig oder nicht rechtzeitig nach~OIllmt oder 
falsche Angaben macht. 

(3) Ordnungswidrig handelt ferner, wer vorsätzlich oder fahrlUs­
sig 

I. 	 entgegen § 1I Abs. 5 in Verbindung mit § 12 Abs, I des Btlll­
desjagdgeset7,es den Abs.chluß. die Änderung oder Verlänge­
rung eines Jugdpachtvertrages nicht binnen 4 Wochen 
all7.eigt. 

. 	 2. entgegen § 13 Abs. ;\ 
a) 	 als Jagdgast ohne Begleitung des Jagdausüb\lngsberech­

tigten die Jagd ausübt, ohne einen gliltigen Erlaubnis­
sehein bei sich zu fUhren. 

h) 	 den Erlaubnissehein auf Verlangen dem Jagdschutzhe­
rechtigten nicllt vorzeigt, 

3. 	 entgegen einer Anordnung der Jagdbehörde nach § 13 Abs. 5 
Jagdgäste het~iligt. 

4. 	 entgegen § 15 Ahs. 2 nicht die erforderlichen Angaben macht. 

5. einer nach·~ 20 Abs, 2 und Abs. 4 erlassenen Verordnung 7.ur 
Regelung der Jagdausübung in Nalionalparken. Natur- und 
Wildschutzgehielen zuwiderhandelt, soweit die Verordnung 
für bestiinmte TatbestHnde auf diese Bußgeldvorschrift ver­
weist, 

6. 	 entgegen § 21 Abs. 8 trotz Anordnung der Jagdbehörde den 
AhschllfJ von Rot-. Dam-, Reh- und MulTelwild nicht ul1\'er­
züglich bei der Jagdbehürde oder dem Leiter der Hegege­
meinschaft anzeigt und trot7. Anordnung der Jagdbehörde 
nicht den körperikhcn Nachweis der Ermllung des AbschufJ­
planes ruhrt. . 

7. 	 entgegen ~ 21 Abs. 10 trotz Anordnung der Jagdbehörde 
nicht die Trophäe vorlegt, 

R entgegen § 22 Abs. 1 die Jagd unter Verwendung VOll Betäu­
bungs-oder Llihmungsmiueln ohne Genehmigung ausHht. 

9. 	 entgegen § 22 Abs. 2 Wild ,aus Luftfahrzeugen. 
Kraftfahrzeugen oder masehinengetriebenen Wasserfahrzeu­
gen beschieBt, 

10, 	 entgegen ~ 23 Abs. I Satz 3 Schalenwild in der freien Wild: 
bahn in der Zeit vom I. März bis 31. Dezemher fOttert, 
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11. 	 entgegen § 32 Abs. I die Wildfolgenicht schriftlich verein­
bart. 

12. 	 entgegen § 33 Abs. I das Überwechseln krankgeschossenen 
Schalenwildes nicht entsprechend der Wildfolgevereinba­
rung meldet, 

13. 	 entgegen § 34 Abs. I Satz 2 das Wild nicht innerhalb der vor­
geschriebenen Frist bei.m Jagdauslibungsberechtigten oder 
seinem Beauftragten abliefert. 

14. 	 entgegen § 34 Abs. I S.atz 3 Uild §29 Abs. 2 beim Betreten 
des Nachban'eviers eine geladene, Schußwaffe mitnimmt. 

15. 	 einer nach ~ 42 erlassenen Verordnung 7.uwiderhandeh. 
soweit die Verordnung mr bestimmte Tatbestände auf diese 
Bußgeldvorschri ft verweist. 

(4) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 
IO.non DM geahndet werden. Daneben kann die Entziehung des 
Jagdscheines flir bestimmte Zeit angeordnet werden. 

(5) Zuständige Behörde nach § 36 Abs. I Nr. I <.Ies Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten in der Fassung vom 19. Februar 1987 
(BGßI. I S. 6(2) fiir die Verfolgung und Ahndung von Ordnungs­
widrigkeiten aufgrund des Bundesjagdgesetzes und dieses Geset­
7.es ist die untere Jagdbehiirde. 

X. Abschnitt 

Schluß vorschriften 


§ 42 

Verordnungsermächtigungen 

(I) Der Landwirtschaftsminister wird ermächtigt, durch Verord­
nung 

I. 	 nach § 15 Abs. 5 des Bundesjagdgesetzes zur Anwendung der 
dort aufgeführten Kriterien eine Prüfungsordnung für die 
Erlangung des ersten Jagdscheines zu erlassen, 

2. 	 nach § 15 Abs. 7 des Bundesjagdgesetzes zur Ausflillung der 
dort genannten Inhalte eine Prüfungsordnung zur Erlangung 
des ersten Falknerjagdscheines zu erlassen, 

3. 	 nach § /7 Abs. I Nr. 4 des Bundesjagdgesetzes den Abschluß 
einer Gemeinschaftsversicherung ohne Beteiligungszwang 
zuzulassen, soweit besondere Gründe dafür vorliegen und die 
Erftillullg der gesetzlichen Verpflichtungen sichergestellt ist, 

4. die 	Jagdbehörden für Landesforsten und Jagdbezirke, in 
denen das Jagdrecht dem Land zusteht, zu bestimmen. Bei 
diesen Jagdbehö(den entfällt die beratende Funktion des 
Kreisjägermeisters. 

5. für bestimmte Gebiete in den in § 22 Abs. I des ßundesjagd­
gesetzes genannten Fällen die Jagdzeiten abzukürzen oder 
aufzuheben, 

6. 	 nach § 22 Abs. 2 des Bundesjagdgeset1:es im Einvernehmen 

mit dem Umweltminisleraus den dort genannten Gründen 

Jagdzeiten festzusetzen. 


7. 	 nach § 22 Alls. 3 des. Bundesjagdgesetzes aus Gründen der 

Landeskultur Schonzeiten für Wild gänzlich zu versagen, 


8. 	 nach § 22 Abs. 4 Satz I des Bundesjagdgesetl.es zur Durch­

set7.ung des dort genannten JagdverbOIes die Brut- lind Setz­

zeiten zu bestimmen und für die in § 22 Abs. 4 Satz 2 dC# 

Bundesjagdgeselzes genannten Tiere aus Gr[inden der Lan­

deskultur Ausnahmen von dem Verbot des § 22 Abs. 4 Sat7. I 

zuzulussen. 


9. 	 nach § 28 Abs. 4 des Bundesjagdge~et7.es aus Grlinden der 

Landeskultur sowie der F,:rhaltung eines gesunden und arte~l­

reichen WildbeSlandes und der Pflege und Sicherung seiner 

Lebellsglllndlagen das lIegen oder Aussetzen weiterer Tierar­

ten zu beschränken oder zu verbieten, 


10. 	 nuch § 32 Abs. 2 des Blindesjagdge~et7:es für die dort genann­
ten Kulturen ZU bestimmen. welche Schutzvorrichtungen als « 
liblich anzusehen sind. 

11. 	 nach ~ 36 Abs. 2 des Bundesjagdgesetzes Bestimillungen 
liber das Aufnehmen, die Pflege und die AufllIcht verletzten 
oder kranken Wildes und dessen Verbleib einschließlich VOll 

~ I des Bundesjagdgesetzes abweichender Vorschriften über 
das Aneignungsrecht zu treffen, 

12. 	 die bestehenden Sonderjagdgebiete des Anlleejagdclubs der 
Sowjelarmee mit Inkrafttrelen dieses Gesetzes aufzulösen, 
das Jagdrecht Jen EigentUmern zurückzugeben und dem 
Armeejagdcluh im gleichen Flächenumfang im Rahmen des 
Bundesjagdgesetzes und dieses Gesetze~ entgeltliche Jagd­
ausübung in der Landesjagd zu gewäliren. 

(2) Vor Erlaß der Verordnungen ist der Jagdbeirat bei der obersten 
Jagdbehörde zu hören. 

(3} Der Lmidwirtschaftsminister kann weitere Durchfiihrungsvor-' 
schriften erlassen, soweit sie durch Ausfiihrungsverordnungen 
zum Bundesjagdgesetl. den Ländern vorbehalten werden. ~ 

(4) Der Landwirtschurtsminister kann zur Durchflihruilg dieses 
Gesetzes die erforderlichen Verwaltungsvorschriften erlassen. 

§ 43 

Zuständigkeiten 

Die oberste Jagdbehörde ist im Einzelfall zuständig für: 

I. die Aufhebung der Schonzeiten für bestimmte Gebiete oder fiir 
einzelne Jagdbezirke aus besonderen Gründen nach § 22 
Abs. 1 Satt 3 des Bundesjagdgesetzes, 

2. 	 die Genehmigung von Ausnahmen von den Vorschriften des 
§ 22 Abs. I Satz 2 des Bundesjagdgesetzes für den Lebendfang 
von Wild nach § 22 Abs. 1 Satz 4 des ßundesjagdgesetzes, 
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3. 	 die Erlaubnis zum Aushorslen von ÄSllingen und Nesllingen 
der Habichte für Beizzwecke im Einvernehmen mit dem 
Umwehminister im Rahmen der Vorgaben des § 22 Abs. 4 
Satz 3 des ßuridesjagdgesetzes, 

4. die Erlaubnis zum Ausnehmen von Gelegen zu wissenschaftli­
chen Lehr- und Forschungszwecken oder filr Zwecke der Auf­
zucht nach § 22 Abs. 4 Satz 5 des Bimdesjagdgesetzes, 

5. 	 die Genehmigung von Jagdgaltcrn nach § 31 dieses Gesetzes. 

§ 44 

InkrafUreten 

. (I) Dieses Gesetz IriU am Tage nach seiner Verkiindung in Kran. 

. (2) Die erste Verpnchtung der Jagdbezirk~ nach diesem Gesetz ist 
entsprechend dem Bundesjagdgesetz § 11 Abs. 4 ab Beginn des 
Jagdjahres 1992/93 (I. April 1992) v017.unehmen. 

(3) Das JagdausUbungsrec"t ist bis zum ,I. April 1992 entspre­
chend den Übergangsregelungen des Einigungsvertrages vom 28. 
September 1990 (BGBI. Il S. 889) wahrzunehmen. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkUndet. 

Schwerin. den 10. Februar 1992 

Oer Ministerpräsident Der Landwirtschaftsmillister 
Or. Alfred Gomolka Martln ßrlck 




